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0 Einleitung 

Gemäß der Leistungsbeschreibung zur „Laufenden Begleitung und Bewertung der Programme zur 

Entwicklung des ländlichen Raums der Länder Hessen, Niedersachsen/Bremen, Nordrhein­

Westfalen und Schleswig­Holstein für die Förderperiode 2014 bis 2020“ ist jährlich vom Auftrag­

nehmer ein schriftlicher Bericht über Aktivitäten und Bewertungsergebnisse zu erstellen. Dieser 

Bericht soll auch die für den jährlichen Durchführungsbericht erforderlichen Angaben liefern. 

Daher orientiert sich die Struktur des vorgelegten Berichts an der Struktur des Kapitels 2 des jähr­

lichen Durchführungsberichts.  

1 Beschreibung und Begründung etwaiger Änderungen im Bewertungs-
plan des EPLR 

Der Bewertungsplan wird in Kapitel 9 des Programmplanungsdokumentes beschrieben und ent­

hält die wesentlichen rahmensetzenden Vorgaben. Nach der Vergabe der Bewertung erfolgte 

eine Operationalisierung in Form eines Feinkonzeptes. Dies wurde in einem interaktiven Prozess 

mit inhaltlichen Klärungen und Schwerpunktsetzungen, Detailregelungen zur Datenverfügbarkeit 

und der Identifikation von zusätzlichem Datenbedarf sowie Berichtsformaten und Zeiträumen 

erstellt. Dies war wichtig, da der Zeitrahmen für die Berichtslegung sehr eng getaktet ist. Es sind 

zwei umfassende Berichte bis 2019 vorzulegen.  

Daraus resultieren keine Änderungen am Bewertungsplan im Programmplanungsdokument. 

Organisation der laufenden Bewertung 

Die laufende Bewertung des Entwicklungsplans für den ländlichen Raum des Landes Hessen 

(EPLR) ist eingebunden in eine länderübergreifende Organisationsstruktur der Begleitungs­ und 

Bewertungsaktivitäten. Im Steuerungsgremium der 5­Länder­Evaluation, dem Lenkungsausschuss 

(LA), dessen Vorsitz die Staatskanzlei Niedersachsen innehat, ist die Verwaltungsbehörde Hessens 

vertreten. Dieses Gremium hat sich eine Geschäftsordnung gegeben und trifft sich mindestens 

einmal pro Jahr. Die Aufgabe des LA ist es, die Bewertung zu begleiten, zu unterstützen und zu 

überwachen; dazu informieren die BewerterInnen regelmäßig über die Bewertungstätigkeiten 

und ­ergebnisse. Wesentliche Entscheidungen bezüglich des Evaluationsdesigns, von Zeitplänen 

oder Berichten, die alle Länder betreffen, werden vom LA getroffen. In Hessen (HE) ist die Ver­

waltungsbehörde (VB) zentraler Ansprechpartner für alle übergeordneten Fragen die Evaluation 

betreffend. Maßnahmenbezogen erfolgt die Zusammenarbeit zwischen EvaluatorInnen und Fach­

referaten/Bewilligungsstellen unter Einbeziehung der VB. Die Zahlstelle ist wesentlicher Datenlie­

ferant, nicht nur für die Förderdaten, sondern auch für InVeKoS­Daten oder Zahlstellendaten der 

1. und 2. Säule. 

Der Begleitausschuss (BGA) ist in den Evaluationsprozess eingebunden. Auf den BGA­Sitzungen 

wird den Mitgliedern ein Überblick über die Aktivitäten der Evaluation und die wesentlichen Er­
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gebnisse gegeben. Bei der Ergebnisdarstellung wird darauf geachtet, dass die verschiedenen 

thematischen Bereiche, die der BGA repräsentiert, angemessen berücksichtigt werden. 

Abbildung 1: Wesentliche Akteure und Funktionen im Rahmen der Umsetzung des Bewer­

tungsplans in Hessen 

Quelle: Feinkonzept zum Bewertungsplan des EPLR. 

Evaluationsthemen  

Die Strukturierung der Evaluation folgt der Strukturierung der Bewertungsfragen nach Schwer­

punktbereichen (SPB). Wesentlicher Ausgangspunkt war die im Programmdokument enthaltene 

Interventionslogik für die (Teil)­Maßnahmen des Programms, die in den Tabellen 11.3 und 11.4 

des EPLR niedergelegt ist. Die Evaluationsthemen selbst ergeben sich aus den Vorgaben der EU­

Kommission (EEN und EU­COM, 2015) und den Berichtserfordernissen. Eine Gewichtung von Un­

tersuchungsaufwand und ­tiefe wurde im Rahmen des Feinkonzeptes vorgenommen. 

Daten- und Informationsmanagement 

Die Ausführungen im Bewertungsplan zum Thema Daten und Informationen wurden im Rahmen 

der Erstellung des Feinkonzepts konkretisiert. Die Datensysteme in Hessen sind leistungsfähig, 

um die für die EU­Berichterstattung erforderlichen Daten bereitzustellen. Bestehende Fragen 
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bezüglich der Interpretation der EU­Vorgaben konnten unter Rückgriff auf eine von Bund und 

Ländern eingerichtete Arbeitsgruppe geklärt werden, an der auch das Thünen­Institut in seiner 

Funktion als Ressortforschungseinrichtung beteiligt ist1.  

2 Beschreibung der Evaluationsaktivitäten 

Der Zuschlag für die Begleitung und laufende Bewertung an das Bieterkonsortium bestehend aus 

dem Thünen­Institut für Ländliche Räume, dem Thünen­Institut für Betriebswirtschaft, dem Thü­

nen­Institut für Internationale Waldwirtschaft und Forstökonomie sowie dem Planungsbüro ente­

ra wurde im Frühjahr 2015 erteilt. Federführend für die laufende Bewertung ist das Thünen­

Institut für Ländliche Räume; für die Erstellung des jährlichen Durchführungsberichtes liegt die 

Federführung bei entera. 

Das Angebot zur Begleitung und Bewertung, das Grundlage für den Zuschlag war, strukturierte 

das Bewertungsdesign auf der Grundlage der zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Dokumente (Leit­

linien der EU­ Kommission, Entwicklungsplan für den ländlichem Raum des Landes Hessen, Ex­

ante­Bewertung). Die wesentlichen Bewertungsaktivitäten bestanden darin, das Bewertungsdes­

ign im Zeitraum 2015 bis Anfang 2016 in einem intensiven interaktiven Prozess zu konkretisieren 

und die Ergebnisse zu dokumentieren. Dazu fanden folgende Aktivitäten statt. 

Auftaktveranstaltung in Hessen 

Aufgabe war es, das Angebot, für das der Zuschlag erteilt wurde, in Zusammenarbeit mit den Zu­

ständigen in Hessen zu operationalisieren und konkretisieren. Als Startschuss dafür wurde eine 

Auftaktveranstaltung gemeinsam mit der VB organisiert. Diese Auftaktveranstaltung fand am 

08.06.2015 in Wiesbaden statt. Themen waren die Vorstellung des Evaluatorenteams, ein Über­

blick über das Begleitsystem, den Zusammenhang zwischen Begleitung und Bewertung, die künf­

tigen Datenerfordernisse. Die allgemeine Struktur des Bewertungskonzepts, das sich an den 

Schwerpunktbereichen ausrichtet, wurde vorgestellt und am Beispiel des Schwerpunktbereiches 

6B „Lokale Entwicklung“ und für die SPB 4A „Biodiversität“ und 4B „Wasser“ konkretisiert. Den 

Abschluss bildete eine Vorstellung der Inhalte und des Vorgehens zur Erstellung des Feinkonzep­

tes.  

Außer den EvaluatorInnen haben 16 Personen an der Auftaktveranstaltung teilgenommen, die 

aus unterschiedlichen Arbeitszusammenhängen stammen. 75% kamen aus den Fachreferaten der 

Ministerien. Weitere TeilnehmerInnen kamen von der WIBank und dem Regierungspräsidium 

1  Da die für das Monitoring seitens der EU bereitgestellten Leitfäden nicht hinreichend konkret sind, um das Berichtswe­

sen alleinig darauf aufzubauen, wurde in Deutschland gemeinsam von Bund und Ländern eine Arbeitsgruppe imple­

mentiert, die ein eigenes Handbuch herausgegeben hat und auftretende Fragen im Zusammenhang mit der Berichter­

stattung klärt. 
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Gießen. Teilweise war es schwierig, den heterogenen Wissensstand und die unterschiedlichen 

Interessenlagen angemessen zu berücksichtigen. 

Abbildung 2:  Rückmeldung zur Auftaktveranstaltung in Hessen (n=10)

Quelle: Eigene Auswertung der Rückmeldebögen. 

Die Diskussion auf der Auftaktveranstaltung zeigte zudem, dass die Fragen sich zu diesem Zeit­

punkt stärker mit den Erfordernissen der Datenbereitstellung für das Monitoring beschäftigten 

als mit der Auseinandersetzung bezüglich des Evaluierungsdesigns.  

Lenkungsausschusssitzungen 

Zwei Sitzungen des Lenkungsausschuss mit Beteiligung der EvaluatorInnen fanden im Berichts­

zeitraum statt.  
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2. Sitzung des Lenkungsausschuss:

Am 27.03.2015 wurden verschiedene Themen diskutiert und organisatorische Fragen abgespro­

chen. Zum Ablauf der Erstellung des Feinkonzeptes, zu den Auftaktveranstaltungen und zur Vor­

stellung der Evaluierung im Begleitausschuss wurden Festlegungen getroffen. Breiten Raum 

nahm die Diskussion zu Querschnittszielen (QZ) und Sekundärwirkungen ein. Bezüglich der Quer­

schnittsziele wurde vereinbart, dass die Auftraggeber ein Screening der Maßnahmen veranlassen, 

um die für die Abschätzung der Beiträge zu den Querschnittszielen über die allgemeinen Ausfüh­

rungen in den Programmplanungsdokumenten hinausgehende Informationen zu systematisieren. 

In diesem Screening wird beispielsweise erfasst, wie die QZ in den Richtlinien, bei den Auswahl­

kriterien (AWK), als Fördervoraussetzung, über Nebenbestimmungen behandelt werden. Auf die­

ser Grundlage soll eine Einschätzung gegeben werden, wie QZ strukturell/organisatorisch veran­

kert wurden.

3. Sitzung Lenkungsausschuss:

Am 10.11.2015 lag ein Schwerpunkt der Diskussion auf der vom Thünen­Institut erfolgten Daten­

abfrage zu den vorhabenbezogene AWK und zum Kommunalinvestitionsprogramm (KIP) bzw. 

weiteren Finanzierungsinstrumenten. Weitere Diskussionspunkte waren die von Niedersachsen 

entwickelte Matrix zu den Querschnittszielen und die Struktur des jährlichen Durchführungsbe­

richts. Des Weiteren wurde beschlossen, erneut eine Implementationskostenanalyse (IKA) durch­

zuführen. Die Erhebung der Implementationskosten erfolgt bei allen Dienststellen im 1. Quartal 

2018. Der Bericht zur IKA einschließlich der qualitativen Analyse wird bis Ende 2019 fertiggestellt. 

In den erweiterten Durchführungsbericht 2019 können erste Ergebnisse einfließen. Aus aktuel­

lem Anlass wurde die Zuwanderung von Flüchtlingen vom TI thematisiert; die Länder wurden um 

eine erste Einschätzung gebeten, ob und wie mit den EPLR auf die damit verbundenen Heraus­

forderungen reagiert werden könnte. Ergebnis war, dass die Überlegungen erst am Anfang ste­

hen. Potential wird vor allem bei den Maßnahmen des SPB 6B gesehen, wobei die Kommunen vor 

Ort und die LEADER­Gruppen entsprechende Vorhaben einbringen müssten. 

Abfrage zu den vorhabenbezogene Auswahlkriterien und Kommunalinvestitionsprogramm 

(KIP) / weitere Programme oder Fonds 

Hintergrund der vom Thünen­Institut durchgeführten Abfrage zu den vorhabenbezogenen AWK 

ist die Überlegung, dass diese eine zusätzliche Informationsquelle zur Identifikation von relevan­

ten Projekten darstellen. Des Weiteren ist im Rahmen der Evaluierung auch die Steuerungswir­

kung der AWK zu beurteilen, auch vor dem Hintergrund anderer Instrumente, wie beispielsweise 

Fachplanungen oder Förderfähigkeitskriterien. Die Abfrage bezog sich vorrangig auf die Art der 

Dokumentation der AWK (digital, Papier) und die Möglichkeit, die AWK jährlich zur Verfügung zu 

stellen. Das Ergebnis wurde im Feinkonzept dokumentiert. 

Das Erkenntnisinteresse u. a. am Kommunalinvestitionsprogramm (KIP) seitens der Evaluation 

liegt vor allem darin begründet, dass die aktuell aufgelegten „Töpfe“, die sich vorrangig an Kom­

munen richten, eine Konkurrenz zu den Entwicklungsplänen der Länder darstellen können, weil 

diese entweder bessere Bedingungen bieten, zeitlich begrenzt sind oder die knappe Planungska­
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pazität der Kommunen beanspruchen. Sie können aber auch eine zusätzliche Quelle zur Kofinan­

zierung darstellen. Damit sind diese „Töpfe“ als Kontext bei der Interpretation der Inanspruch­

nahme zu berücksichtigen. Eine Rückmeldung seitens des Landes Hessen ist bislang noch nicht 

erfolgt. 

Erstellung des Feinkonzeptes zum Bewertungsplan 

Anlässlich der 2. Lenkungsausschusssitzung wurde der Startschuss zur Erstellung des Feinkonzep­

tes zum Bewertungsplan gegeben. Am 15.03.2016 wurde der Entwurf des Feinkonzeptes an die 

VB übersandt. Es folgt der Gliederung des Bewertungsplans im Programmplanungsdokument. 

Dieses Feinkonzept wurde von den beauftragten EvaluatorInnen gemeinsam mit der Verwal­

tungsbehörde, der Zahlstelle und den Fachreferaten/Fachbehörden sowie teilweise den Bewilli­

gungsstellen erstellt. Dazu wurde in Gesprächen mit verantwortlichen Akteuren im Ministerium, 

beauftragten Stellen sowie nachgeordneten Behörden Vereinbarungen zum Design und zur Da­

tenbereitstellung getroffen. Die GesprächspartnerInnen sind im Feinkonzept gelistet. Es ist als 

„living paper“ zu verstehen, das bei Bedarf angepasst werden kann. Der Schwerpunkt im Fein­

konzept liegt auf der Strukturierung des Bewertungsprozesses bis 2019, also der Zuarbeit zum 

zweiten erweiterten jährlichen Durchführungsbericht. Das Feinkonzept wird dem ELER­

Begleitausschuss in seiner zweiten Sitzung in 2016 am 11.11.2016 in Auszügen vorgestellt.  

Abbildung 3: Schematische Darstellung des Vorgehens bei der Erstellung des Feinkonzeptes 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Konsolidierung der Interventionslogik (P und x)

• Operationalisierung der Bewertungsfragen im SPB

• Konkretisierung der erwartbaren Sekundärwirkungen

Überprüfung der Bewertungskriterien und ­indikatoren

• Eignung der von der EU vorgeschlagenen Bewertungskriterien und der 
vorgesehenen Indikatoren

• Ergänzung von Kriterien und Indikatoren

Festlegung der für die Beantwortung der Bewertungsfragen erforderlichen 
Daten/ Informationen

• Monitoring­system

• AWK, Antragdaten, Investitonskonzepte, Erhebungsbögen, 
Auflagenbuchführung

• aus bestehenden Datenbanken InVeKoS­Daten, HIT­Daten, 
Testbetriebsdaten

• Eigene qualitative und quantitative Erhebungen
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Ausgangspunkt der Feinkonzepterstellung waren die in den Tabellen 11.3 und 11.4 des EPLR dar­

gelegte Matrix über potenzielle Wirkungsbeiträge der Teilmaßnahmen zu den Schwerpunktberei­

chen. Außerdem hat die EU­Kommission ein Dokument mit Bewertungsfragen, Kriterien und zu­

gehörigen Indikatoren veröffentlicht (EEN und EU­COM, 2015), das den Bewertungsprozess struk­

turieren soll. Die Fragen wurden vor dem Hintergrund des EPLR operationalisiert und durch Krite­

rien und Indikatoren ergänzt. Diese zusätzlichen Indikatoren speisen sich aus unterschiedlichen 

Datenquellen (siehe Kapitel 3).  

Im Feinkonzept wird zwischen drei Bewertungsebenen unterschieden:  

� Schwerpunktbereichsebene,  

� Maßnahmenebene und  

� Programmebene.  

Letztere setzt sich aus einem wirkungsbezogenen Teil und einem durchführungsbezogenen Teil 

zusammen. 

Schwerpunktbereichsebene 

Auf der Ebene der Schwerpunktbereiche (SPB) liegt ein zentraler Bewertungsfokus. Auf dieser 

Ebene sollen alle (Teil­)Maßnahmen gebündelt betrachtet werden, die Wirkungen entfalten. Da­

bei sind nicht nur diejenigen (Teil­)Maßnahmen relevant, die dem jeweiligen SPB prioritär und 

damit auch finanziell zugeordnet wurden. Relevant sind auch die (Teil­)Maßnahmen, bei denen 

Sekundärwirkungen zu erwarten sind. 

Das Problem, das auch schon im Angebot skizziert wurde, ist, dass die von der EU vorgeschlage­

nen Bewertungskriterien und vergebenen Indikatoren nur einen Ausschnitt der möglichen (Teil­) 

Maßnahmen widerspiegeln. Damit war es erforderlich, weitere Bewertungskriterien und Indika­

toren zu entwickeln.  

Für den SPB 6B Lokale Entwicklung beispielsweise sind neben investiven LEADER­Vorhaben (wo­

rauf die EU­Kriterien und Indikatoren hauptsächlich abzielen) auch noch andere Vorhaben mit 

dem Fokus Prozesse und Planungen (DE­Pläne, Regionale Entwicklungskonzepte (REK), Lokale 

Kooperationen außerhalb LEADER) zu berücksichtigen. Damit liegt ein heterogenes Maßnahmen­

spektrum vor. Im Idealfall entstehen dadurch Synergien im Bereich der Lokalen Entwicklung. Für 

die Beantwortung der Gesamtwirkungen im SPB 6B resultieren hieraus jedoch besondere metho­

dische Herausforderungen. Für alle SPB ist im Feinkonzept eine tabellarische Übersicht über die 

den Bewertungsfragen zugeordneten Bewertungskriterien und Indikatoren (siehe als Beispiel 

Tabelle 1) enthalten, die die Heterogenität der (Teil­)Maßnahmen mit ihren spezifischen Wir­

kungspfaden umfasst. 
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Tabelle 1: Bewertungskriterien und Indikatoren für die (Teil­)Maßnahmen im SPB 6B ­ 

Auszüge 

Bewertungskriterium Indikator Code

Innenentwicklung

Die ländliche Bevölkerung wurde für 

die Innenentwicklung sensibilisiert 
Stellenwert des Themas Innenentwicklung im IKEK 7.1 

Reduzierung des Flächenverbrauchs 
Anzahl der Projekte, die zur Verringerung der Flächeninan­
spruchnahme beitragen 

7.4 

Stärkung der Dorfmitte 
Art und Anzahl der Projekte in der Dorfmitte bzw. im zentralen 

Ortsteil der Kommune 
7.4 

Die DE­Konzepte (IKEK/DEK) stellen 

eine gute Grundlage für die Umset­

zung von Projekten in den Dörfern 

dar 

Anzahl und Art der Projekte in Gemeinden mit IKEK bzw. in  

Gemeinden/Dörfern mit DEK 
7.1 

DE­Konzepte als Umsetzungsgrundlage

Die DE­Konzepte (IKEK/DEK) stellen 
eine gute Grundlage für die Umset­

zung von Projekten in den Dörfern 

dar 

Anzahl und Art der Projekte in Gemeinden mit IKEK bzw. in  

Gemeinden/Dörfern mit DEK 
7.1 

Die Inhalte der DE­Konzepte (IKEK/DEK) sind ortsspezifisch und 

greifen landesspezifische Themen auf 
7.1 

Nutzungsgrad der DE­Konzepte nach Fertigstellung 7.1 

Passfähigkeit der umgesetzten Projekten (innerhalb und außer­
halb des EPLR) zu den in den DE­Konzepten formulierten Zielen 

und Strategien 

7.1 

Umsetzung von Projekten, die bereits in IKEK/DEK als potentiel­

les Projekt aufgenommen wurden 
7.1 

Wirtschaftliche Entwicklung

Es gibt  Beschäftigungseffekte 

In unterstützten Projekten geschaffene Arbeitsplätze (EU­

Indikator: T23) 
19 

Einschätzung zu weiteren Beschäftigungseffekten (für Männer 

und Frauen, direkt/indirekte, kurz/­langfristig, im Projekt/in der 

Region) 

19 

Ländlicher Tourismus wird ent­

wickelt 

Anzahl und Art der Projekte mit Bezug zum ländlichen Touris­

mus 
19 

Einschätzung der lokaler Akteure zur Entwicklung von touristi­

schen Infrastrukturen, Marketingstrategien, Kooperationen, 

Berücksichtigung des Landesleitbilds (Natur­/Landerlebnis) 

19 
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Fortsetzung Tabelle 1: 

Bewertungskriterium Indikator Code

Umsetzung LEADER­Prinzipien 

Bottom­up­Ansatz ist umgesetzt mit 

Entscheidungsmacht für die LAG zur 

Entwicklung und Umsetzung lokaler 

Entwicklungsstrategien 

Angebote zur Beteiligung bei REK­Erstellung 19 

Anzahl der Beteiligten bei REK­Erstellung 19 

Beteiligungsmöglichkeiten in Arbeits­ und Projektgruppen: 

Anzahl der Gruppen 
19 

Beteiligungsmöglichkeiten in Arbeits­ und Projektgruppen: 

Offenheit der Angebote 
19 

Möglichkeiten für alle Interessierten zur Beteiligung an der 

Erstellung der Entwicklungsstrategie (Einschätzung Externe) 
19 

Möglichkeiten für alle Interessierten zur Beteiligung an der 

Erstellung der Entwicklungsstrategie (Einschätzung LAG) 
19 

Lokale Entwicklung durch Kooperationen außerhalb der LEADER­Förderung 

Es werden regionale Entwicklungs­

potenziale durch die Kooperation 

aufgegriffen 

Im Aktionsplan beschriebene regionale Entwicklungspotenziale 16.7 

Umgesetzte Vorhaben und Aktionen sind kohärent mit den im 

Aktionsplan beschriebene regionale Entwicklungspotenzialen 
16.7 

Gestaltung der Zusammenarbeit 
/Partnerschaftlichkeit der Koopera­

tion 

Beurteilung der Eignung der Kooperationsstruktur durch die 

Kooperationspartner 
16.7 

Beurteilung der Qualität der  Zusammenarbeit durch die Koope­

rationspartner 
16.7 

Quelle: Feinkonzept zum Bewertungsplan des EPLR. 

Die SPB­bezogenen Fragen sind erstmalig im Erweiterten Durchführungsbericht 2017 zu bearbei­

ten. Die EU­Kommission wird in Zusammenarbeit mit dem Evaluierungsnetzwerk diesbezüglich 

noch einen Leitfaden veröffentlichen, der auch auf die Problematik eingehen wird, dass mit Stand 

31.12.2016 voraussichtlich, und dies gilt v. a. für den investiven Bereich, nur wenige abgeschlos­

sene Vorhaben vorliegen werden. Deswegen wird sich eine erste Einschätzung des Wirkungsbei­

trags auf Bewilligungsdaten und Soll­Daten stützen müssen. Eine weitere Quelle stellt die Ex­

post­Bewertung für die Förderperiode 2007­2013 dar, die Ende 2016 vorgelegt wird, da viele 

(Teil­)Maßnahmen auch im Vorgängerprogramm angeboten wurden. 

Maßnahmenebene 

Das Bewertungsdesign auf Maßnahmenebene beinhaltet eine frühe Vollzugsanalyse (sog. Früh­

warnsystem), bei der betrachtet wird, ob mit dem angewendeten administrativen System  und 

den Lenkungsmechanismen die angestrebten Ergebnisse (z. B. bestimmte Zielgruppen, Regionen 

oder Fördergegenstände) und Wirkungen erreicht werden können und welche Abhilfemaßnah­

men ggf. nötig wären. Als Grundlage für die SPB bezogene Wirkungsanalyse (siehe oben) wurden 

die beabsichtigten Wirkungspfade der Maßnahmen festgehalten. Identifiziert wurden, soweit 

zum jetzigen Zeitpunkt schon absehbar, auch Nebenwirkungen, die über die Beschreibungen im 
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Programm hinaus bedeutend sein könnten. Im Rahmen des Feinkonzeptes wurden für die Maß­

nahmen Bewertungskriterien und Untersuchungsbausteine sowie das Zeitfenster zur Bearbeitung 

gelistet (siehe beispielhaft folgende Tabelle). 

Tabelle 2: Untersuchungsdesign für Biodiversitätsziele der TM Vielfältige Kulturen ­

Auszüge 

Bewertungskriterium Untersuchungsbausteine Zeitfenster 

Die Biodiversität auf Flächen mit Verwaltungsverträgen 

ist wiederhergestellt, geschützt und verbessert worden 

(EU) 

Übernahme aus Monitoring, ggf. ergänzt 

um weitere relevante Teilmaßnahmen 
2016/17 ff. 

Hohe Anteile von Teilmaßnahmen liegen innerhalb von 

Natura­2000­Gebieten 

2017 nur Datenübernahme, folgend 

Datenübernahme oder GIS­Auswertung 
2016/17 ff. 

Hohe Anteile von Teilmaßnahmen sind gleichzeitig HNV­

Typen 

GIS­und Datenbank­/ InVeKoS­

Auswertung 
2018 ff. 

Erhöhte Kulturartendiversität im Vergleich zu Referenz­

flächen 

Mit­Ohne­Vergleich, ggf. kombiniert im 

Vorher­Nachher­Vergleich. 
2018 ff. 

Vorkommen von Ziel­Tierarten im Vergleich zu Referenz­

flächen 
Literaturrecherche 2018 ff. 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Programmwirkungen und Programmdurchführung 

Grundlagen des programmübergreifenden Evaluationsdesigns sind  

� die im Anhang V der ELER­DVO (VO (EU) Nr. 808/2014) enthaltenen gemeinsamen Bewer­

tungsfragen 19 bis 29, die sich in wirkungs­ und durchführungsbezogene Fragen untergliedern  

lassen, 

� die Erläuterung der Bewertungsfragen in einem Leitfaden des EEN (EEN und EU­COM, 2014a), 

� die den Bewertungsfragen zugeordneten Wirkungs­ bzw. Ergebnisindikatoren sowie  

� die Anforderungen, die sich aus der ESIF­VO im Hinblick auf übergeordnete Ziele und Grunds­

ätze ergeben.  

Insgesamt ergeben sich auf der Programmebene die in Abbildung 4 dargestellten Analyse­ und 

Themenfelder.
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Abbildung 4: Analyse­ und Themenfelder der Programmbewertung

Quelle:  Eigene Darstellung. 

Die programmwirkungsbezogenen Fragestellungen sind erst im Erweiterten Durchführungsbe­

richt 2019 von Relevanz. 

Durchführungsbezogene Aspekte spielen, auch vor dem Hintergrund einer in den ersten Umset­

zungsjahren formativ ausgerichteten Evaluierung, eine wichtige Rolle. So ist beispielsweise ge­

plant, die aus der Implementationskostenanalyse resultierenden Schlussfolgerungen und Emp­

fehlungen (Fährmann, Grajewski und Reiter, 2014), die im Rahmen der Evaluation des Vorgän­

gerprogramms erarbeitet wurde, vor dem Hintergrund des neuen Rechts­ und Umsetzungsrah­

mens auf ihre Relevanz zu prüfen. Zum Themenbereich Partnerschaft soll programmübergreifend 

ein Screening der Umsetzung des Partnerschaftsprinzips erfolgen. 

Vier Programme im Vergleich 

Auf Anregung des Landes Niedersachsen wurde ein Überblick über die vier Programme der 5­

Länder­Evaluation angefertigt. Dieser Überblick setzte die Bereitstellung von detaillierten Finanz­

tabellen bis hinunter auf Ebene der Vorhabensarten voraus. Die Tabellen wurden von den Ver­

waltungsbehörden zur Verfügung gestellt. Nur auf der Grundlage der in den Programmen enthal­

tenen Finanzzahlen ist es nicht möglich, einen detaillierten Vergleich vorzunehmen, der auch die 
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unterschiedlichen instrumentellen und strategischen Schwerpunktsetzungen der Länderpro­

gramme darstellen kann (siehe Anhang 2).  

Strukturlandkarte 

Die bereits für die Vorgängerperiode erstellte Strukturlandkarte wurde für die Förderperiode 

2014­2020 aktualisiert. Die Karte ist in Anhang 1 dargestellt und erläutert. Sie ist ein bewährtes 

Visualisierungsinstrument, um die an der Umsetzung des Programms beteiligten Stellen und Insti­

tutionen sowie deren Interaktionsmuster darzustellen. Sie umfasst alle wesentlichen Ebenen von 

der EU, über den Bund und das Land bis zum Letztempfänger.  

Sie dient als Grundlage einer weitergehenden Stärken und Schwächen Analyse der Strukturen vor 

dem Hintergrund der Anforderungen der EU­Förderung an agile Steuerung2, Homogenität des 

Verwaltungshandelns sowie Ermöglichung angemessener Gestaltungsspielräume. Im Rahmen der 

Analyse werden involvierte Institutionstypen, die Anzahl und Funktionsfähigkeit von Schnittstel­

len, die Balance aus Zentralität und fachlich erforderlicher Regionalität sowie die implementier­

ten Koordinations­ und Kommunikationsmechanismen wichtige Betrachtungsaspekte sein.  

3 Daten 

Daten aus dem Monitoring­System 

Die Daten aus dem Monitoring­System dienen vorrangig der Füllung der Monitoring­Tabellen A 

bis F und damit der Erstellung des jährlichen Durchführungsberichts. Die Daten bilden eine Aus­

gangsbasis für die Evaluierung, reichen aber bei weitem nicht aus, um die Bewertungsfragen zu 

beantworten. 

Förderdaten aus den Antragsverfahren 

Es werden Daten genutzt, die im Rahmen des Antragsverfahrens erhoben werden. Dies betrifft 

zum einen die aufgeschlüsselten Finanzdaten, Auswahlkriterien, aber auch Informationen, die die 

Antragstellenden zur Prüfung der grundsätzlichen Förderfähigkeit erbringen müssen, sowie wei­

tere Informationen. Die Dateninhalte gehen deutlich über die der EU­Monitoringtabellen hinaus, 

z. B. tiefergehende Unterscheidung der Fördergegenstände, Klassifizierung der Begünstigten oder 

räumliche Verortung. Die Datenlieferung wurde mit den Fachreferaten und Bewilligungsstellen 

2 Mit dem Begriff gemeint, ist die Fähigkeit mit Steuerung effektiv auf „volatile Umfeldbedingungen“ zu reagieren. Agile 

Steuerung schließt drei Fähigkeiten ein, die im EU­Umfeld entscheidend sind: Stringenz (die Fähigkeit, angesichts ständi­

ger Veränderungen und hoher Komplexität, Handlungsfähigkeit und Regelkonformität sicherzustellen („absichernde“ Agi­

lität)), Anpassungsfähigkeit (Fähigkeit, bei grundlegenden Veränderungen effektive neue Lösungen zu finden und umzu­

setzen („Proaktive“ bzw. „strategische“ Agilität)) und Flexibilität  (Fähigkeit, sich auf kurzfristige Veränderungen schnell 

und effizient einstellen zu können („Reaktive“ bzw. „operative“ Agilität)).
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weitgehend vereinbart. Für einige (Teil­)Maßnahmen gibt es zusätzliche Erfassungsbögen, die im 

Rahmen der Feinkonzepterstellung grundlegend überarbeitet oder entwickelt wurden, u. a. 

� Teilmaßnahme Kleine Infrastrukturen (ELER­Code 7.2) Erhebungsbogen für Wegebaumaß­

nahmen, 

� Teilmaßnahme AFP (ELER­Code 4.1): Erhebungsbogen Investitionskonzept, 

� Teilmaßnahme Verarbeitung und Vermarktung (ELER­Code 4.2): Erhebungsbogen Investiti­

onskonzept, 

� Maßnahme LEADER (ELER­Code 19): Vorhabenbezogene Liste von Themencodes. 

Bestehende Datenbanken 

Hier sind in erster Linie Zahlstellen­ und InVeKoS­Daten zu nennen. Bei beiden Datenbanken ist 

von elementarer Bedeutung, dass nicht nur die Daten der Begünstigten zur Verfügung stehen, 

sondern alle jeweils enthaltenen Datensätze zugänglich gemacht werden. Nur damit kann der 

methodischen Anforderung der EU nach Kontrollgruppenansätzen und nach Berücksichtigung der 

Auswirkungen, insbesondere der 1. Säule der GAP, Rechnung getragen werden. Für die AUKM soll 

auf die betrieblichen Daten der Nährstoffvergleiche aus den CC­Kontrollen zur Düngerverordnung 

zurückgegriffen werden. 

Eigene Erhebungen 

In den meisten Evaluierungsbereichen sind die vorhandenen Sekundärdaten nicht ausreichend, 

sodass eigene Datenerhebungen unumgänglich sind. Diese Datenerhebungen erfolgen stichpro­

benbasiert entweder in Form von Befragungen oder als thematisch oder räumlich ausgerichtete 

Fallstudie. 
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Tabelle 3: Geplante Erhebungsmethoden für quantitative und qualitative Primärdaten  

Quelle: Eigene Darstellung. 

Bei flächen­ und tierbezogenen Maßnahmen sind kaum eigene Erhebungen geplant. Bei diesen 

Maßnahmen liegen umfangreiche Sekundärdaten vor, die verbunden mit Literaturrecherchen 

eine geeignete Grundlage für die Bewertung liefern.  

Datenaustauschregeln, Datensicherheit und Datenschutz 

Mit der Erstellung des Feinkonzeptes sind Inhalt und Umfang der auszutauschenden Daten weit­

gehend definiert und der Datenfluss zwischen dem Land und der Evaluierung konkretisiert wor­

den. Beim Datenaustausch sollten u.a. folgende Regeln Beachtung finden: 

� Der Datenaustausch findet digital statt. Bei Rohdaten­Lieferungen ist eine umfassende Do­

kumentation notwendig. Die Dokumentation beschreibt u. a. die Dateninhalte, ­formate und ­

verknüpfungen. Sie enthält zudem eine gültige Codeliste für verschlüsselte Informationen und 

Zuordnungstabellen. 

� Es hat sich bewährt, bei Datenlieferungen Verfahren zur beiderseitigen Prüfung der Daten auf 

Vollständigkeit und Richtigkeit zu planen. Auf der einen Seite ist das Land für die Vollständig­

keit und Richtigkeit der Datenlieferungen verantwortlich. Auf Seiten des TI werden die einge­

 (1)

 (2)

 (3) (4)
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gangenen Daten gegengeprüft. Bei fehler­ oder lückenhaften Lieferungen erfolgt Rückmel­

dung an das Land. Erst nach erfolgreicher Gegenprüfung ist die Datenlieferung abgeschlossen.  

� In den meisten Bereichen ist die fristgerechte Fertigstellung der Evaluationsarbeiten an die 

termingerechte Lieferung der Daten gebunden. Dies trifft in besonderem Maße für die frist­

gerechte Erstellung der jährlichen Durchführungsberichte durch entera zu. Aber auch die Eva­

luation ist auf die fristgerechte Datenlieferung angewiesen, um Auswertungen zu starten oder 

entsprechend eigene Datenerhebungen aufzusatteln. Daher hat das Land zwingend dafür 

Sorge zu tragen, dass alle benötigten Daten zum Zeitpunkt der vorgesehenen Verwendung zur 

Verfügung gestellt werden. Die VB unterrichtet und instruiert die datenführenden Stellen ent­

sprechend. In Bezug auf die Lieferfristen sind die o. a. Hinweise zur Vollständigkeit und Validi­

tät der Datenlieferung zu beachten.  

� Das TI und sein Kooperationspartner garantieren die Einhaltung aller notwendigen Vorkeh­

rungen zum Datenschutz und zur Datensicherheit. Die entsprechenden Datenschutzerklärun­

gen sind in den Bieternachweisen enthalten. Im Lenkungsausschuss der 5­Länder­Evaluierung 

wurde zusätzlich verabredet, für die Nutzung personenbezogener Daten spezifische Vereinba­

rungen zur Datensicherheit und zum Datenschutz zu treffen. Aktuell werden in diesem Zu­

sammenhang seitens der Verwaltung des Thünen­Instituts Vorschriften zur Erstellung eines 

Verfahrensverzeichnisses nach Bundesdatenschutzgesetz erarbeitet. Da eine Vereinbarung 

mit den Ländern davon tangiert sein wird, kann diese erst fertiggestellt werden, wenn das 

Procedere zum Verfahrensverzeichnis festgelegt ist. Die DV­technischen Voraussetzungen für 

eine solche Vereinbarung sind am Institut gegeben. 

4 Übersicht über Berichte der 5­Länder­Evaluation 

Der erste größere Evaluationsbericht steht mit dem Erweiterten Durchführungsbericht 2017 an.

Tabelle 4: Berichte aus der 5­Länder­Evaluation (das Land Hessen betreffend oder länder­

übergreifend)

Heraus­

geber 

Autor(en) Titel. Untertitel 

(Original)  

Abstrakt 

(50­100 Wörter) 

URL 

Thünen­

Institut 

Regina 

Grajewski 

Vier ländliche Entwicklungs­

programme im Vergleich: 

PFEIL Niedersachsen­Bremen, 

LPLR Schleswig­Holstein, 

NRW­Programm  

Ländlicher Raum und EPLR 

Hessen 

Finanzen ­ Fördermaßnah­

men ­ Prioritäten ­

Investitionstypen ­ Zielgrup­

pen ­ Implementation (5­

Länder­Evaluation 1/16) 

Vergleichend dargestellt wird in dem Bericht die 

finanzielle Struktur der Programme, die Gewich­

tung der Maßnahmen und Teilmaßnahmen. Die 

Programme weisen eine hohe Kontinuität auf. Im 

Rahmen der neuen EU­Vorgaben wurden aber 

auch neue Maßnahmen in die Programme inte­

griert. Bestehende Maßnahmen wurden, auch im 

Einklang mit Empfehlungen aus der Evaluation, 

neu ausgerichtet. Ein vertiefter Blick wird auf die 

Flächenmaßnahmen und den Schwerpunktbereich 

6B geworfen. Einige Aspekte aus dem Bereich 

Implementation werden vorgestellt. 

www.eler­

evaluie­

rung.de  

(ab 3. Quar­

tal 2016) 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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5 Zusammenfassung der Ergebnisse abgeschlossener Evaluationen 

Abgeschlossen wurde im Berichtszeitraum eine vergleichende Analyse der vier Länderprogram­

me, die im Rahmen der 5­Länder­Evaluation bewertet werden (vgl. Anhang 2). 

6 Kommunikationsaktivitäten in Bezug auf die Verbreitung von Evalua­

tionsergebnissen 

Evaluierungsseitig lag der Schwerpunkt der Aktivitäten auf der Abstimmung des Bewertungs­ 

designs mit den Verantwortlichen in Hessen und der Klärung der Datenbereitstellung. Die Kom­

munikationsaktivitäten ranken sich daher um das Bewertungsdesign und nicht um Ergebnisse der 

Evaluierung.  

Tabelle 5: Überblick über die Kommunikationsaktivitäten des EvaluatorInnenteams 

WANN? WAS? WER? WIE? ZU WEM? WIE 

VIELE? 

URL 

23.04. 

2015 

2. BGA  HMUKLV BGA Ministerium, Verwal­

tung, WiSo­Partner 

45 ­ 

23.04. 

2015 

EIP­Auftaktveranstaltung des 

Landes Hessen 

HMUKLV Vortrag & 

Diskussion, 

Posterpräsen­

tation 

Interessierte Operati­

onelle Gruppen, 

WiSo­Partner,  

Verwaltung 

Ca. 70 www.eip.

hessen.de 

08.06.2015 Auftaktveranstaltung zum 

Feinkonzept in Hessen 

HMUKLV Workshop Maßnahmenverant­

wortliche der beteilig­

ten Ministerien, 

Bewilligungsstellen 

17 ­ 

01./02.12. 

2015 

Infoveranstaltung für EIP­

Innovationsdienstleister (IDL) 

DVS Vorträge & 

Diskussion, 

Exkursion 

Innovationsdienstleis­

ter, Verwaltung 

Ca. 25 ­ 

21.01. 

2016 

Zukunftsforum Ländliche 

Entwicklung 2016: Infoveran­

staltung zu EIP 

BMEL  Vorträge und 

Diskussion 

Ministerien, Verwal­

tung, Innovations­

dienstleister, Evalua­

toren 

Ca. 80 ­ 

21./22.04. 

2016 

Frühjahrsworkshop des Ar­

beitskreises Strukturpolitik der 

Gesellschaft für Evaluation 

„Qualität von Evaluierung – 

Methodische und inhaltliche 

Anforderungen, Perspektiven, 

Instrumente“ 

Arbeitskreis 

Strukturpo­

litik der 

DeGEval 

Workshop ­ 

Vortrag des TI 

zu den Bewer­

tungsplänen 

im ELER 

Verwaltungsbehör­

den der ESI­Fonds, 

EU­Kommission, 

BMWi, EvaluatorIn­

nen 

50 www.deg

eval.de 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Anhang 1  1 

1 Allgemeine Einordnung der Darstellungen 

In der Strukturlandkarte werden die Umsetzungsstrukturen des Entwicklungsplans für den ländli­

chen Raum des Landes Hessen 2014­2020 (EPLR) dargestellt (vgl. Karte 1). Gegenüber der letzten 

Förderperiode haben die Darstellungen auf Bundesebene an Bedeutung und auch an Komplexität 

gewonnen. Das spiegelt zum einen das notwendige Erfordernis der Koordination und Abstim­

mung mit der Partnerschaftsvereinbarung (PA) wieder. Zum anderen den wachsenden politischen 

Willen, die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

(GAK) inhaltlich weiterzuentwickeln, um hiermit den Ländern ein Förderinstrument zur Seite zu 

stellen, dass möglichst das gesamte potenzielle Maßnahmenspektrum des ELER­Fonds abdeckt. 

Über die GAK­Fördergrundsätze bzw. die Nationale Rahmenregelung (NRR) beeinflusst die Bun­

desebene daher auch in starkem Maße die Förderinhalte der EPLR auf Landesebene. Daher tau­

chen in der Strukturlandkarte auf Bundesebene alle relevanten GAK­Förderreferate auf.  

Mit dem Greening und der insgesamt stärkeren inhaltlichen und prozeduralen Verflechtung der 

beiden Säulen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) gewinnt deren Schnittstellenmanagement 

eine immer größere Bedeutung. Insbesondere für die flächenbezogenen Maßnahmen sind Ent­

scheidungen aus dem Bereich der 1.­Säule Zahlungen (EU­Direktzahlungen) mit inhaltlichen als 

auch fördertechnischen Implikationen verbunden. Über Cross­Compliance (CC) sind die beiden 

Säulen der GAP unmittelbar mit einander verwoben. In weiten Teilen stützen sich die ELER­

Flächenmaßnahmen auf die in der 1. Säule etablierten (IT­)Systeme/Prozesse. In Teilen entstehen 

aus Entscheidungen für die 1. Säule unmittelbare Konsequenzen auf Angebot und Akzeptanz von 

ELER­Fördermaßnahmen. Daher wurde auf Bundesebene auch der Bereich Verwaltungs­ und 

Kontrollmanagement, Cross Compliance (Referat 616) sowie auf Landesebene die für CC­

Zuständigen bzw. deren Koordination miteinbezogen. 

Auf der EU­Ebene werden die zentralen Akteure in einer sehr gebündelten und vereinfachten 

Form dargestellt und auf eine Differenzierung unterhalb der Generaldirektoren in die vorhande­

nen verschiedenen Arbeitseinheiten verzichtet. Gerade diese vielen Ansprechpartner unter­

schiedlicher Arbeitseinheiten (und Themengebieten) verursachen komplexe Kommunikations­ 

und Informationsmuster mit hohen „Störpotenzialen“. Diese Interaktionen und Bezüge müssten 

ggf. gesondert dargestellt werden. Die Mehrebenen­Strukturlandkarte würden sie überfrachten. 

Schon die Darstellung der Hauptakteure verdeutlicht die Anzahl an Informations­, Berichts­ und 

„Anforderungskanälen“. 

Akteure und Interessen des „Audits“(u.a. bei der EU­Kommission) und die Rechnungshöfe als 

externe Kontrollinstanzen (EU, Bund, Land) haben einen Einfluss auf die Förderung. Über den 

Druck die Fehlerraten zu vermindern, verschärfen die rechtssetzenden Instanzen (EU­

Kommission, Richtliniengeber, etc.) die Verwaltungs­ und Kontrollsysteme bzw. werden Maß­

nahmen und Förderprogramme vereinfacht. Diese mittelbar wirkenden Kräfte werden bei der 

Implementationsanalyse eine Rolle spielen, bei dem Entwurf der Strukturlandkarte wurden sie 

nicht dargestellt.  
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Karte 1: Strukturlandkarte zur Steuerung und Umsetzung des EPLR Hessen  

2014­2020 (Stand 02/2016) 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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2 Darstellungen im Einzelnen 

Bei der Darstellung werden sowohl Akteure mit einem unmittelbaren Einfluss auf Förderinhalte 

und ­strategie als auch alle Akteure, die in die (finanz­)technische Abwicklung involviert sind ein­

bezogen. 

Bundesebene 

Förderinhalte /­strategie:  

Alle Akteure die unmittelbar mit Fragestellungen des ELER oder der GAK befasst sind, werden 

aufgeführt. Das sind neben den Koordinierungsreferaten 413 und 415 des BMEL insbesondere die 

Fachreferate, die mit einem eigenen Fördergegenstand in der NRR vertreten sind: 412 (ILE), 413 

(EIP­Agri), 414 (Einzelbetriebliche Förderung, Bildung), 516 (Ökologischer Landbau), 533 (nationa­

le Waldpolitik) (Forst), 423 (Ernährungswirtschaft), 413 (Leader, EIP), 415 (Hochwasser­ und Küs­

tenschutz, Breitband, wasserwirtschaftliche Infrastruktur)  

Die Beziehungen zwischen der Landesebene und dem Bund verlaufen über verschiedene Kanäle: 

Gebündelt und koordiniert über die Koordinierungsreferate 413/415 und die Verwaltungsbehör­

den der Länder (VB) sowie bilateral auf der Fachschiene Fachreferat BMEL ­ Fachreferat Land / 

Zahlstelle Land, wenn es um Fördermodalitäten, Verfahrensfragen, etc. geht.  

Nicht mit aufgenommen wurden die nachstehenden BMEL­Referate, da sie nur einen sehr mit­

telbaren Einfluss auf den EPLR haben: 

­ 224 (Forschung und Innovation) trotz der fachlichen Nähe zu der Maßnahme EIP­Agri, 

­ 411 (Koordinierungsstelle ländliche Räume): Dieses Referat hat mit der Ausgestaltung und Ab­

wicklung der EPLR nichts zu tun. Es ist rein nachrichtlich in das Fördergeschäft eingebun­

den,  

­ 421 (Strategie und Koordinierung der Abteilung 4)  

und auch nicht die umweltpolitischen Grundsatzreferate der Abteilung 5 des BMEL. 

Akteure, die unmittelbar in die technische Abwicklung involviert sind:  

Referat 113 (Haushaltsreferat): Setzt im Auftrag von Referat 415 die GAK und im Auftrag von Re­

ferat 615 den ELER (Mittelzuweisung an die Länder bzw. die Bundeskasse) finanztechnisch um. 

Das Referat ist ein wesentlicher „Player“ in den Verhandlungen zur Haushaltsplanung. 

Referat 612 (EU­Koordination): Das Referat hat in der Abwicklung keine prägende Funktion, 

rechtliche Fragen werden direkt durch Referat 413 geklärt; nur bei Angelegenheiten, die auf EU­

Ebene den Sonderausschuss Landwirtschaft oder den Agrarrat betreffen, ist Referat 612 einge­

bunden. Es ist aber im Bereich der staatlichen Beihilfen im Agrarbereich das Schlüsselreferat, das 

die Vorprüfungen für die Länder vornimmt.  
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Referat 616 (Verwaltungs­ und Kontrollmanagement, Cross­Compliance, Verwaltungsvereinfa­

chung): Das Referat ist zwar in erster Linie mit der Abwicklung der 1.­Säule­Maßnahmen befasst, 

die flächenbezogenen Maßnahmen der 2. Säule „profitieren“ aber von den dort aufgesetzten 

Prozessen und werden auch durch diese beeinflusst.  

Landesebene 

Diese Ebene ist untereilt in eine übergeordnete Koordinationsebene, in deren Mittelpunkt so­

wohl die VB als auch die Leitungsebene der ZS und alle Organisationen mit gesamtprogrammbe­

zogenen Aufgaben stehen (u.a. Zuständige Behörde, Bescheinigende Stelle, etc.). Darunter liegen 

die Fachreferate, die Bewilligungsstellen sowie die zuständigen Stellen für die Vor­Ort­Kontrollen. 

Die Ebene der zusätzlichen Beteiligten enthält im Wesentlichen Beratungsinstitutionen, die die 

Antragstellenden im Vorfeld und während der Antragsverfahren unterstützen.  

3 Entwicklungen gegenüber der letzten Förderperiode  

Bundesebene 

Deutlich wird der höhere Abstimmungsbedarf und die komplexere Akteurskonstellation auf Bun­

desebene aufgrund der Integration der ELER­Förderung in die Partnerschaftsvereinbarung (PV) 

mit der EU. Das BMEL muss die PV relevanten Erfordernisse (Zulieferung zu Fortschrittsberichten, 

Rückwirkungen von EPLR­Änderungen auf die PV, etc.) koordinieren und sich mit dem BMWi, das 

die federführende Zuständigkeit für die PV hat, abstimmen. Der Austausch mit dem BMWi wird 

ausschließlich über Referat 413 koordiniert. Für die Umsetzungsphase sind noch weitere Festle­

gungen und Vereinbarungen zwischen BMWi und BMEL sowie der EU­Kommission erforderlich. 

Zum Beispiel, wann und durch wen Aktualisierungen der PV und deren Zahlen vorgenommen 

werden sollen und müssen. Hier herrscht noch Unklarheit, sowohl zwischen den Fonds als auch 

im Bereich ELER zwischen den Auffassungen der EU­Kommission und dem BMEL. Faktisch zieht 

jeder Änderungsantrag auf Ebene der Länder eine Änderung der Zahlen in der PV nach sich. 

Durch die weiter gestiegene Relevanz der GAK und der NRR für die Landesprogramme ist auch 

die Verflechtung der Landesebene mit dem Bund intensiver. Auf der Bundeseben sind viele Fach­

referate in die Fördergrundsätze der GAK und mit Maßnahmen in der NRR eingebunden. Das er­

fordert intensive Bund­Länder­Abstimmungsprozesse. 

Anders als in der letzten Förderperiode zur nationalen Förderstrategie gibt es auf Bundesebene 

aber keinen nationalen Begleitausschuss mehr. Ein Begleitausschuss zur PV wurde nicht einge­

richtet. Aus Sicht des BMEL fehlt ein solches Abstimmungs­ und Informationsforum. Geblieben ist 

der Begleitausschuss zum Nationalen Netzwerk Ländliche Räume. Hier versucht das BMEL die 

Sitzungen mit vor­ oder nachgelagerten Informationsveranstaltungen zu bestimmten Themen des 
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ELER zu kombinieren, um eine Austauschplattform für die WiSo­Partner auf Bundesebene anzu­

bieten.  

Entwicklungen auf der Landesebene in Hessen 

Durch ein in der neuen Förderperiode insgesamt verkleinertes Maßnahmenspektrum sind auf der 

fachlichen Steuerungsebene nur noch sechs (statt vorher sieben) Fachreferate beteiligt, wobei 

mit dem Referat IV 6 im HMWEVL (u.a. für Breitbandinfrastruktur zuständig) ein neuer Fachver­

antwortlicher in die ELER­Förderung eingebunden ist. Die Verteilung des Entwicklungsplans auf 

zwei Ministerien ist geblieben; das für den Bereich der Dorf­ und Regionalentwicklung sowie des 

Landtourismus zuständige Referat ist allerdings seit der letzten Regierungsbildung (2014) wieder 

beim HMUKLV angesiedelt. 

Durch die Herausnahme der naturschutzfachlichen Agrarumweltmaßnahmen (AUM) sowie der 

Weinbau­Maßnahme und der Förderung der Bioenergie aus der EU­Förderung sind nicht nur auf 

Ministeriumsebene weniger Fachreferate involviert. Insbesondere der Wegfall der Vertragsnatur­

schutz­AUM führt auf den verschiedenen Umsetzungsebenen zu deutlich weniger Akteuren. So 

sind auf Ebene der Landräte keine naturschutzfachlichen Fachdienste mehr involviert und auch 

das Servicezentrum Forsteinrichtung und Naturschutz (FENA) als zusätzliche Beteiligte für das 

Fachmonitoring fällt heraus.  

Eine ­ vor den Ergebnissen der Implementationskostenanalyse 2014 ­ deutlich positive Organisa­

tionsentscheidung liegt darin, dass im Bereich der forstlichen Förderung die 41 Forstämter nicht 

mehr in Antragsannahme und Verwaltungskontrolle involviert sind. Antragsannahme und Bewilli­

gung wird für den aktuellen EPLR zentral durch den RP Darmstadt abgewickelt. 

Durch die Umsetzung aller Teilmaßnahmen des ELER­Code 16 beim RP­Gießen laufen in dessen 

Dezernat 51.1 (Landwirtschaft, Marktstruktur) ab der neuen Förderperiode mehrere EU­

Fördermaßahmen ­ neben der Markstrukturverbesserung ­ zusammen. Die ist vor dem Hinter­

grund der Bündelung von EU­Expertise positiv zu werten.  

Mit der Gruppe Infrastruktur III in der WIBank gibt es weiterhin eine Organisationseinheit, die nur 

eine einzelne ELER Maßnahme (Förderung Breitbandinfrastruktur) umsetzt (Satellitenstruktur). 

Dabei handelt es sich dabei um eine Maßnahme die aufgrund der komplexen Gesamtförderland­

schaft hohe Anforderungen an die Abwicklung stellt, auch wenn hier nur sehr wenige Einzelbewil­

ligungen erfolgen werden. 

Vereinfachend im Bereich der Ländlichen Entwicklung wirkt sich die wegfallende Differenzierung 

in HELER­ und LEADER­Regionen durch die einheitliche Umsetzung der Regionalen Prozesse über 

LEADER in der neuen Förderperiode aus. 

Die Teilmaßnahme EIP (ELER­Code 16.1) zeichnet sich durch eine hohe Zahl an Beteiligten und 

unterstützenden Strukturen aus. Da ist zum einen der hessische Innovationsdienstleister IfLS zu 
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nennen (Institut für ländliche Strukturforschung) als auch die Projektgruppe „Förderung von In­

novation und Zusammenarbeit“. Zudem wird die Teilmaßnahme durch die Bundesanstalt für 

Landwirtschaft und Ernährung (BLE) bundesweit vorkoordiniert. Dieses komplexe Umsetzungs­

setting ­ auch im Vergleich mit organisatorischen Lösungen in anderen Bundesländern ­ wird so­

wohl auf Ebene der Maßnahmenbewertung als auch im Zusammenhang mit der programmbezo­

genen IK­Analyse genauer betrachtet werden. 
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0 Einleitung 

Im Rahmen der 5­Länder­Evaluation wurde das Thünen­Institut gebeten, eine vergleichende Sy­

nopse der vier Länderprogramme zu erstellen. Diese Synopse basiert im Wesentlichen auf Finanz­

tabellen, die durch die Verwaltungsbehörden zur Verfügung gestellt wurden. Sie stellen die in 

den Programmen an vielen Stellen enthaltenen Finanzzahlen systematisch zusammen und er­

möglichen damit eine strukturierte Übersicht. Grundlage waren die genehmigten Programmpla­

nungsdokumente (HMUKLV, 2015a; MELUR, 2015; MKULNV, 2015; ML, 2015b) sowie, wenn vor­

liegend, auch schon Förderrichtlinien oder ­richtlinienentwürfe. Ergänzt wurden die Finanzzahlen 

durch qualitative Einschätzungen, die entweder auf den Planungsdokumenten, auf Erkenntnissen 

des Prozesses der Feinkonzepterstellung zum Bewertungsplan oder eigener Expertise beruhen.  

In Kapitel 1 wird ein Überblick über die Finanzierungsstruktur der Programme, auch im Vergleich 

aller deutschen Programme, gegeben. Es folgt in Kapitel 2 eine Darstellung der Maßnahmenzu­

sammensetzung. In Kapitel 3 folgen Prioritäten und Schwerpunktbereiche (SPB). Auf ausgewählte 

Schwerpunktbereiche wird vertieft eingegangen. Da die Flächenmaßnahmen weiterhin eine wich­

tige Rolle in den Programmen einnehmen, wird in Kapitel 4 ein vertiefter Blick auf Agrarumwelt­ 

und Klimamaßnahmen (AUKM), den Ökolandbau und die Natura­2000­Ausgleichszahlungen ge­

worfen. Kapitel 5 fasst die Interventionstypen zusammen, Kapitel 6 die Zielgruppen der Pro­

gramme. Ausgewählte Aspekte der Implementation werden in Kapitel 7 vorgestellt, z. B. die Nut­

zung von Gebietskulissen zur räumlichen Steuerung oder die Struktur der Bewilligung. 

1 Finanzielle Struktur und Finanzquellen 

Finanzierungsstruktur im Bundesländervergleich 

Insgesamt sollen von den vier Programmen in den sieben Programmjahren (plus drei Jahre zur 

Ausfinanzierung) rund 5 Mrd. Euro an öffentlichen Mitteln eingesetzt werden. Mit 2,3 Mrd. Euro 

haben Niedersachsen/Bremen (NI/HB) mit Abstand das größte Programm3. Nordrhein­Westfalen 

(NRW) folgt mit rund der Hälfte der Mittel (1,2 Mrd. Euro). Das Programm mit der geringsten 

finanziellen Ausstattung weist Hessen (HE) mit 651 Mio. Euro auf. Im bundesweiten Vergleich ist 

das EPLR NI/HB das Programm mit dem zweithöchsten Mittelvolumen, NRW folgt an siebter Stel­

le. Schleswig­Holstein (SH) und HE folgen auf Platz 10 und 12 (siehe Abbildung 1).  

3  Besonderheit In Niedersachsen ist, dass 73,2 Mio. Euro aus Resten der Direktzahlungsmittel stammen. 
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Abbildung 1: Die Finanzierungsstruktur der vier EPLR im Bundesländervergleich

Quelle: Eigene Darstellung nach BMEL (2015). 

Kofinanzierungssätze 

Die Struktur der Finanzierungsquellen, vor allem die Bedeutung des ELER (einschließlich der Um­

schichtungsmittel), ist sehr unterschiedlich (siehe Abbildung 2). Im Mittel liegt der ELER­

Kofinanzierungssatz4 in NRW bei 53 %, während er in NI/HB bei 69 % (Besonderheit: teilweise 

Übergangsregion), in SH bei 67 % und in HE bei 64 % liegt. Die Unterschiede im durchschnittli­

chen Kofinanzierungssatz der Programme liegen (neben der Besonderheit in Niedersachsen mit 

dem Vorhandensein einer Übergangsregion) im Maßnahmenportfolio begründet. Nur für ausge­

wählte Maßnahmen sind gemäß Artikel 59 der ELER­Verordnung höhere Kofinanzierungssätze 

möglich. Zudem werden die Kofinanzierungshöchstsätze nicht in allen Maßnahmen angewandt. 

Zusätzliche nationale Finanzierung 

Auch die Bedeutung der zusätzlichen nationalen Finanzierung ist sehr unterschiedlich. NRW setzt 

nur in geringem Umfang vertikale top­ups ein (1 % der gesamten öffentlichen Mittel). In den an­

deren Länderprogrammen liegt der Umfang der in den Programmen enthaltenen zusätzlichen 

nationalen Mittel (einschließlich der staatlichen Beihilfen) zwischen 23 % (HE), 28 % (SH) und 

29 % (NI/HB). 

4  In Artikel 59 der ELER­Verordnung benutzt die EU den Begriff Beteiligungssatz. Wir verwenden den Begriff Kofinanzie­

rungssatz synonym, weil er geläufiger ist. 
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Abbildung 2: Struktur der Finanzierungsquellen der EPLR 2014 bis 2020

Quelle: Eigene Auswertung aufgrund der Detailfinanztabellen der Bundesländer. 

Die Struktur der zusätzlichen nationalen Finanzierung einschließlich der staatlichen Beihilfen ist 

sehr unterschiedlich. In den beiden Programmen mit Küsten­ und Hochwasserschutzmaßnahmen 

(NI/HB, SH) ist die Struktur der top­ups stark von eben diesen Fördermaßnahmen (5.1) dominiert 

(vgl. Abbildung 3).  

Abbildung 3: Zusammensetzung der zusätzlichen nationalen Mittel und staatlichen Beihil­

fen nach (Teil­)Maßnahmen

Quelle: Eigene Auswertung aufgrund der Detailfinanztabellen der Bundesländer. 
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Umschichtung aus der 1. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 

Die vier Programme gehören im Bundesvergleich zu den Programmen, die am meisten von der 

Umschichtung aus der 1. Säule profitieren konnten. Liegt im Bundesdurchschnitt der Anteil der 

Umschichtungsmittel aus der 1. Säule an den insgesamt zur Verfügung stehenden EU­Mitteln der 

2. Säule bei 12 %, so liegen die vier Programme zwischen 16 % und 17 %. Die Umschichtungsmit­

tel sind für folgende Fördermaßnahmen vorgesehen: 

� NRW: Ökolandbau, AUKM, Tierschutz, umweltgerechte Gülleausbringung und ­lagerung, 

� NI/HB: Ökolandbau, AUKM­Wasserschutz, Tierschutz, Dorferneuerung, Basisdienstleistungen, 

Spezieller Arten­ und Biotopschutz, 

� SH: Ökolandbau, Vertragsnaturschutz, AGZ, EIP, einzelbetriebliche Förderung und Beratung, 

� HE: AGZ. 

Nationale Rahmenregelung (NRR) 

Auf der Grundlage der NRR werden rund drei Viertel der gesamten öffentlichen Mittel eingesetzt. 

Mit 53 % der gesamten öffentlichen Mittel spielte die NRR in NRW die geringste Rolle, gefolgt von 

SH und NI/HB mit 62 % respektive 72 %. HE plant, 76 % seiner Mittel ausschließlich oder in we­

sentlichen Teilen auf der Grundlage der NRR umzusetzen. 

Vergleich der Programmplanungsperioden 

Betrachtet man ausschließlich die EU­Mittel einschließlich der nationalen Kofinanzierung, dann 

sind die vier Länderprogramme im Bundesvergleich die einzigen, die gegenüber der Förderperio­

de 2007 bis 2013 mehr öffentliche Mittel einsetzen wollen. In der Summe aller Bundesländer sind 

die ELER­Mittel zwar rund 4 % höher als in der Vorperiode, die nationalen Kofinanzierungsmittel 

sind aber 14 % geringer, sodass insgesamt 3 % weniger öffentliche Mittel eingesetzt werden.  

Mit Ausnahme von NRW ist aber auch in den anderen drei Programmen erkennbar, dass einer 

Zunahme der ELER­Mittel ein Rückgang bei der nationalen öffentlichen Kofinanzierung gegen­

übersteht. Dies ist auf die Umschichtungsmittel zurückzuführen, die keine Kofinanzierung erfor­

dern, und die deutlich höheren Kofinanzierungssätze in vielen Maßnahmen (siehe Tabelle 1). 
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Tabelle 1: Vergleich der Finanzansätze zwischen den beiden Programmplanungsperioden

Quelle: Änderungsanträge 2015 für die Programme 2007 bis 2013, Planansätze 2014 bis 2020. 

Der Umfang von in den vier Programmen gemeldeten top­ups ist insgesamt von 1,4 Mrd. Euro 

auf 1,1 Mrd. Euro zurückgegangen. Dieser Rückgang ist aber schwierig zu interpretieren, weil die 

Festlegung, ob zusätzliche nationale Mittel als top­up geführt oder nur nachrichtlich als rein na­

tionale Finanzierung genannt werden, u. a. nicht einheitlich zwischen den Perioden und Pro­

grammen erfolgte. 

Die in Tabelle 1 dargestellte Veränderung in der Finanzierungsstruktur bezieht sich ausschließlich 

auf die vier ELER­Programme. Der feststellbare Rückgang der nationalen öffentlichen Kofinanzie­

rung (einschließlich der top­ups) (Ausnahme: NRW) kann demzufolge nicht so interpretiert wer­

den, dass die Bundesländer weniger Finanzmittel für die Maßnahmen der ländlichen Entwicklung 

vorsehen. Mit Ausnahme Hessens, die ihre rein nationale Förderung im Programm beschreiben 

(HMUKLV, 2015b), liegen für alle anderen Bundesländer keine systematischen Übersichten vor. 

Daher kann keine generelle Aussage getroffen werden, wie sich die Finanzierung der ländlichen 

Entwicklung in den Ländern entwickelt. Soweit bekannt, wird an entsprechender Stelle aber im 

Folgenden ein Verweis auf nationale Förderung gegeben. Dies betrifft insbesondere Fälle, in de­

nen vormalig EU­kofinanzierte Maßnahmen in die rein nationale Finanzierung überführt wurden. 

ELER im Kontext der ESI­Fonds 

Mit rund 2,5 Mrd. Euro an EU­Mitteln aus den ESIF­Programmen5 fließen die meisten Mittel nach 

NRW (ELER­Anteil 25 %) (BMWi, 2014, S. 8, geändert: ELER­Mittel mit Umschichtungsmitteln). Die 

Bundesländer Niedersachsen und Bremen folgen mit 2,3 Mrd. Euro (Anteil ELER 49 %). Auf die 

Bundesländer Schleswig­Holstein und Hessen entfallen 780 Mio. Euro (ELER­Anteil 54 %) und 732 

Mio. Euro (ELER­Anteil 44 %).  

5  Zum EMFF liegen keine regionalen Informationen. Verfügbar ist nur der Finanzplan des Bundes­OP. 
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Abbildung 4 stellt die ELER­Programme in das Verhältnis zu den anderen ESIF­Programmen dar. 

Verglichen werden die EU­Mittel einschließlich der erforderlichen nationalen öffentlichen Kofi­

nanzierung. Der Betrag beim EFRE und ESF, der aus privaten Quellen zur Darstellung der nationa­

len Kofinanzierung genutzt wird, wurde aus Vergleichsgründen nicht berücksichtigt. 

Abbildung 4:  Öffentliche Mittel der ELER­Programme im Vergleich zu den EFRE­ und ESF­

Programmen

1) ohne die privaten Mittel, die zur nationalen Kofinanzierung genutzt werden. 

2) berücksichtigt das Multifondsprogramm EFRE und ESF in Niedersachsen sowie die Programme für den EFRE­ und ESF 

aus Bremen. 

Quelle: Programmplanungsdokumente. 

In SH verfügt das ELER­Programm über annährend die gleiche Höhe an öffentlichen Mitteln wie 

das EFRE­ und ESF­Programm zusammengenommen. Auch in NI/HB fließen annährend die glei­

chen öffentlichen Mittel aus PFEIL wie aus den EFRE­ und ESF­Programmen Niedersachsens und 

Bremens (46 %). In Hessen hat das ELER­Programm einen Anteil von 41 % an den gesamten öf­

fentlichen ESIF­Mitteln. In NRW verfügen EFRE und ESF mit 73 % der öffentlichen Mittel über ei­

nen deutlich höheren Anteil an den ESIF­Mitteln als der ELER.  
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2 Maßnahmenportfolio 

2.1 Maßnahmenzusammensetzung der Programme 

Maßnahmengewichtung 

In der Gesamtbetrachtung der Programme sind die meisten öffentlichen Mittel für Hochwasser­ 

und Küstenschutzmaßnahmen (56), für Basisdienstleistungen und Dorferneuerung in ländlichen 

Gebieten (7), für Investitionen in materielle Vermögenswerte (4) und AUKM (10) vorgesehen. Auf 

diese vier Maßnahmen entfallen rund 70 % der öffentlichen Mittel (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle 2: Verteilung der gesamten öffentlichen Mittel7 auf Maßnahmen

1) gemäß Anhang Teil 5 der Durchführungsverordnung (DVO (EU) Nr. 808/2014). 

Quelle: Eigene Auswertung aufgrund der Detailfinanztabellen der Bundesländer. 

Die Länderprogramme setzen unterschiedliche Schwerpunkte. Daraus resultiert eine finanziell 

unterschiedliche Gewichtung der Maßnahmen. HE setzt 28 % seiner Mittel in Maßnahme 7 ein, 

rund ein Fünftel in Maßnahme 4, gefolgt vom Ökolandbau (11). NI/HB planen den höchsten Mit­

teleinsatz für Hochwasser­ und Küstenschutzmaßnahmen (5) gefolgt von Basisdienstleistungen 

und Dorferneuerung in ländlichen Gebieten (7) und den Investitionen in materielle Vermögens­

werte (4). NRW legt einen Schwerpunkt auf AUKM (10) und Investitionen in materielle Vermö­

genswerte (4) sowie Basisdienstleistungen und Dorferneuerung in ländlichen Gebieten (7), inkl. 

6  Die Nummern in Klammern beziehen sich auf die Maßnahmen­ und Teilmaßnahmencodes der Durchführungsverord­

nung (DVO (EU) Nr. 808/2014), wenn sie dreistellig sind, auf die interne Nummerierung unterhalb der Teilmaßnahmen 

auf der Basis der Programmplanungsdokumente. 
7  In den folgenden Abbildungen und Tabellen sind, wenn nicht anders angegeben, in den öffentlichen Mitteln immer die 

top­ups enthalten.  

1 2 4 5 6 7 8 10 11 12 13 14 16 19 20

HE 19,8 0,9 28,2 2,2 2,8 18,4 13,9 0,8 9,5 3,6 100

NI/HB 3,7 0,4 15,6 26,6 22,6 12,3 4,2 4,3 1,2 2,3 5,6 1,2 100

NRW 0,7 0,6 16,1 16,7 4,5 27,6 11,2 2,4 3,9 7,0 1,9 6,1 1,1 100

SH 0,4 2,2 5,3 38,6 19,6 1,7 10,1 6,9 1,8 0,9 1,5 9,0 1,8 100

Gesamt 1,9 0,7 14,5 18,9 0,1 21,4 1,6 14,3 8,2 0,9 4,9 2,2 1,9 6,8 1,6 100

Maßnahmencode
 1)

Gesamt

%
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der Teilmaßnahme Breitband. SH setzt ähnliche Schwerpunkte wie NI/HB, mit Ausnahme der 

Maßnahme 4, für die ein deutlich geringerer Mittelanteil vorgesehen ist. 

AUKM (10) haben mit 28 % der öffentlichen Mittel den höchsten Anteil in NRW. HE hat nur 2,8 % 

seiner Mittel für AUKM eingeplant. Es bietet mit der Vielfältigen Fruchtfolge nur einen Förderge­

genstand an. Die übrige Förderung der AUKM läuft mit rd. 119 Mio. Euro außerhalb des Pro­

gramms rein national finanziert. LEADER (19) kommt anteilig die größte Bedeutung in HE und SH 

zu. Berufsbildungs­ (1) und Beratungsmaßnahmen (2) werden mit Ausnahme von HE in allen Pro­

grammen angeboten. Im Schnitt liegt der Anteil der beiden Maßnahmen bei 2,6 %. SH und NI/HB 

setzen etwas mehr Mittel ein gegenüber NRW. Maßnahme 6 zur Entwicklung der landwirtschaft­

lichen Betriebe und sonstiger Unternehmen wird nur in HE angeboten, mit einem allerdings sehr 

geringen Umfang. Tierschutzzahlungen (14) finden sich nur in NRW und neu in NI/HB. Forstmaß­

nahmen (8) werden in NI/HB nicht mehr mit ELER­Kofinanzierung angeboten, sondern rein natio­

nal gefördert (ML, 2015a).  

Teilmaßnahmen 

Die ELER­Verordnung sieht unter der Maßnahmenebene Teilmaßnahmen vor. Insbesondere bei 

den Maßnahmen 4, 7, 8 und 16 gibt es zahlreiche Teilmaßnahmen, derer sich Programme in un­

terschiedlichem Umfang bedienen, wie Tabelle 3 zeigt. 
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Tabelle 3: Programmierte Teilmaßnahmen in vier Programmen

Teilmaßnahmen NI/ 

HB

NRW HE SH

1.1 Förderung für Maßnahmen der Berufsausbildung und des Erwerbs von Qualifikationen � � �

1.2 Förderung für Demonstrationstätigkeiten und Informationsmaßnahmen �

1.3 Förderung für den kurzzeitigen Austauschs des land­ und forstwirtschaftlichen Managements sowie für den 
Besuch land­ und forstwirtschaftlicher Betriebe 

2.1 Förderung für Hilfe bei der Inanspruchnahme von Beratungsdiensten � � �

2.2 Förderung für den Aufbau von Betriebsführungs­, Vertretungs­ und Beratungsdiensten für landwirtschaftliche 

Betriebe sowie von Beratungsdiensten für forstwirtschaftliche Betriebe 

2.3 Förderung der Ausbildung von Beratern

4.1 Förderung für Investitionen in landwirtschaftliche Betriebe � � � �

4.2 Förderung für Investitionen in die Verarbeitung, Vermarktung und/oder Entwicklung von landwirtschaftlichen

Erzeugnissen 
� � � �

4.3 Förderung für Investitionen in Infrastrukturen in Verbindung mit der Entwicklung, Modernisierung und Anpas­
sung der Landwirtschaft und der Forstwirtschaft 

� � �

4.4 Förderung für nichtproduktive Investitionen im Zusammenhang mit der Verwirklichung von Agrarumwelt­ und 

Klimazielen 
� � �

5.1 Förderung für Investitionen in vorbeugende Maßnahmen zur Verringerung der Folgen von wahrscheinlichen 
Naturkatastrophen, widrigen Witterungsverhältnissen und Katastrophenereignissen 

� �

5.2 Förderung für Investitionen zum Wiederaufbau von durch Naturkatastrophen, widrige Witterungsverhältnisse 

und  Katastrophenereignisse geschädigten landwirtschaftlichen Flächen und geschädigtem landwirtschaftli­
chem Produktionspotenzial 

6.1 Existenzgründungsbeihilfe für Junglandwirte

6.2 Existenzgründungsbeihilfe für nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten in ländlichen Gebieten

6.3 Existenzgründungsbeihilfe für die Entwicklung kleiner landwirtschaftlicher Betriebe

6.4 Förderung für Investitionen in die Schaffung und Entwicklung nichtlandwirtschaftlicher Tätigkeiten �

6.5 Zahlungen an Landwirte, die unter die Regelung für Kleinerzeuger fallen und ihren Betrieb endgültig einem 
anderen Landwirt übertragen 

7.1 Förderung für die Ausarbeitung und Aktualisierung von Plänen für die Entwicklung der Gemeinden und Dörfer 

in ländlichen Gebieten und ihrer Basisdienstleistungen  sowie von Plänen zum Schutz und zur Bewirtschaftung 
von Natura­2000­Gebieten und sonstigen Gebieten mit hohem Naturschutzwert 

� � �

7.2 Förderung für Investitionen in die Schaffung, Verbesserung oder Ausdehnung aller Arten von kleinen Infrastruk­

turen, einschließlich Investitionen in erneuerbare Energien und Energieeinsparungen 
� � �

7.3 Förderung für die Breitbandinfrastruktur, einschließlich ihrer Schaffung, Verbesserung und Ausdehnung, passi­
ve Breitbandinfrastruktur und Bereitstellung des Zugangs zu Breitband­ und öffentlichen E­Government­
Lösungen 

� � � �

7.4 Förderung für Investitionen in die Schaffung, Verbesserung oder Ausdehnung lokaler Basisdienstleistungen für 
die ländliche Bevölkerung, einschließlich Freizeit und Kultur, und die dazugehörige Infrastruktur 

� � � �

7.5 Förderung für Investitionen zur öffentlichen Verwendung in Freizeitinfrastruktur, Fremdenverkehrsinformation 
und kleinen touristischen Infrastrukturen 

� � �

7.6 Förderung für Studien und Investitionen im Zusammenhang mit der Erhaltung, Wiederherstellung und Verbes­
serung des kulturellen und natürlichen Erbes von Dörfern, ländlichen Landschaften und Gebieten mit hohem 
Naturwert, einschließlich der dazugehörigen sozio­ökonomischen Aspekte, sowie Maßnahmen zur Förderung 

des Umweltbewusstseins 

� � �

7.7 Förderung für Investitionen für die Verlagerung von Tätigkeiten und die Umgestaltung von Gebäuden oder 
anderen Anlagen innerhalb oder in der Nähe ländlicher Siedlungen, um die Lebensqualität oder die Umweltleis­

tung der Siedlung zu verbessern. 

�

7.8 Sonstiges

8.1 Förderung für die Aufforstung und die Anlage von Wäldern
Investiv und Einkommensverluste als Prämie pro ha  

�

8.2 Förderung für die Einrichtung und Unterhaltung von Agrarforstsystemen

8.3 Förderung für die Vorbeugung von Waldschäden durch Waldbrände, Naturkatastrophen und Katastrophener­

eignissen 

8.4 Förderung für die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands von Wäldern nach Waldbränden, Naturkata­
strophen und Katastrophenereignissen 

� �

8.5 Förderung für Investitionen zur Stärkung der Widerstandsfähigkeit und des ökologischen Werts der Waldöko­

systeme 
� � �

8.6 Förderung für Investitionen in Techniken der Forstwirtschaft sowie in die Verarbeitung, Mobilisierung und 
Vermarktung forstwirtschaftlicher Erzeugnisse 

�
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Fortsetzung Tabelle 3: 

Teilmaßnahmen NI/ 

HB

NRW HE SH

9 Förderung für die Gründung von Erzeugergemeinschaften und ­organisationen in der Land­ und Forstwirt­
schaft 

10.1 Zahlungen für Agrarumwelt­Klimaverpflichtungen � � � �

10.2 Förderung für die Erhaltung und den nachhaltigen Einsatz und den Aufbau genetischer Ressourcen in der 

Landwirtschaft 

11.1 Zahlungen für die Einführung ökologischer/biologischer landwirtschaftlicher Bewirtschaftungsverfahren und 
­methoden 

� � � �

11.2 Zahlungen für die Beibehaltung ökologischer/biologischer landwirtschaftlicher Bewirtschaftungsverfahren 
und ­methoden 

� � � �

12.1 Ausgleichszahlungen für als Natura­2000­Gebiete ausgewiesene landwirtschaftliche Gebiete � �

12.2 Ausgleichszahlungen für als Natura­2000­Gebiete ausgewiesene forstwirtschaftliche Gebiete

12.3 Ausgleichszahlungen für in Bewirtschaftungsplänen für Flusseinzugsgebiete aufgeführte landwirtschaftliche 
Gebiete 

13.1 Ausgleichszahlungen für Berggebiete �

13.2 Ausgleichszahlungen für andere, aus erheblichen naturbedingten Gründen benachteiligte Gebiete � � �

13.3 Ausgleichszahlungen für andere, aus spezifischen Gründen benachteiligte Gebiete �

14 Tierschutzzahlungen � �

16.1 Förderung für die Einrichtung und Tätigkeit operationeller Gruppen der EIP „Landwirtschaftliche Produktivi­
tät und Nachhaltigkeit“ 

� � � �

16.2 Förderung für Pilotprojekte und für die Entwicklung neuer Erzeugnisse, Verfahren, Prozesse und Technolo­
gien 

�

16.3 Zusammenarbeit zwischen kleinen Wirtschaftsteilnehmern bei der Organisation von gemeinsamen Arbeits­
abläufen und der gemeinsamen Nutzung von Anlagen und Ressourcen sowie der Entwicklung und Vermark­

tung von Tourismus 

16.4 Förderung für die horizontale und vertikale Zusammenarbeit zwischen Akteuren der Versorgungskette zur 
Schaffung und Entwicklung kurzer Versorgungsketten und lokaler Märkte und für Absatzförderungsmaßnah­

men in einem lokalen Rahmen im Hinblick auf die Entwicklung kurzer Versorgungsketten und lokaler Märkte 

�

16.5 Förderung für gemeinsames Handeln im Hinblick auf die Eindämmung des Klimawandels oder die Anpassung 
an dessen Auswirkungen und für gemeinsame Konzepte für Umweltprojekte und die gegenwärtig angewen­

deten ökologischen Verfahren 

� �

16.6 Förderung für die Zusammenarbeit zwischen Beteiligten der Versorgungskette zur nachhaltigen Bereitstel­
lung von Biomasse zur Verwendung für die Lebensmittel­ und Energieerzeugung sowie für industrielle Ver­

fahren 

16.7 Förderung für Strategien, die nicht unter die von der örtlichen Bevölkerung betriebenen Maßnahmen zur 
lokalen Entwicklung fallen 

� � �

16.8 Förderung für die Ausarbeitung von Waldbewirtschaftungsplänen oder gleichwertigen Instrumenten

16.9 Förderung für die Diversifizierung von landwirtschaftlichen Tätigkeiten durch Tätigkeiten in den Bereichen 

Gesundheitsversorgung, soziale Integration, gemeinschaftsunterstützte Landwirtschaft sowie Bildung in 
Bezug auf Umwelt und Ernährung 

�

16.10 Sonstiges

19.1 Vorbereitende Unterstützung (Unterstützung für die Strategieerarbeitung  und LEADER­Start­Up­Kit) � � � �

19.2 Förderung für die Durchführung der Vorhaben im Rahmen der von der örtlichen Bevölkerung betriebenen 

Strategie für lokale Entwicklung 
� � � �

19.3 Vorbereitung und Durchführung von Kooperationsmaßnahmen der Lokalen Aktionsgruppe � � � �

19.4 Förderung für die laufenden Kosten (19.4.1) und die Aktivierung (19.4.2) � � � �

20.1 Förderung für technische Hilfe (außer Nationales Netzwerk für den ländlichen Raum) � � � �

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Programmplanungsdokumente. 

Die relativen finanziellen Gewichte der Teilmaßnahmen in den Länderprogrammen stellen die 

Abbildungen 5 bis 8 dar. In grünen Säulen dargestellt sind die Flächenmaßnahmen. Die LEADER­

Teilmaßnahmen wurden unter Maßnahmencode 19 zusammengefasst. 
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In Hessen stehen die an landwirtschaftliche Betriebe gerichteten Fördermaßnahmen Ökolandbau 

(11) und AGZ (13.2) an erster Stelle, gefolgt von einzelnen Fördermaßnahmen der Dorf­ und Re­

gionalentwicklung. Zwar vielfältig, aber finanziell gering ausgestattet, sind die Kooperationsmaß­

nahmen (16) (siehe Abbildung 5). 

Abbildung 5: Öffentliche Mittel nach Maßnahmen/Teilmaßnahmen im EPLR Hessen

Grüne Säulen=Flächenmaßnahmen 

Quelle: Eigene Darstellung nach Detailfinanztabelle des Hessischen EPLR. 

Finanziell wird PFEIL in NI/HB vom Hochwasser­ und Küstenschutz dominiert. Nur in Bremen wird 

allerdings der Küstenschutz mit EU­Mitteln gefördert. In Niedersachsen wird der Küstenschutz 

alleinig aus GAK­ und Landesmitteln ohne EU­Beteiligung finanziert. Aufgrund der Vorgaben der 

ELER­Verordnung war aber der gesamte Betrag an öffentlichen Mitteln als top­up zu melden. An 

zweiter Stelle folgen die AUKM (10.1). Des Weiteren sind auch die Fördermaßnahmen der Dorf­ 

und ländlichen Regionalentwicklung mit umfangreichen Mitteln ausgestattet (siehe Abbildung 6). 
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Abbildung 6: Öffentliche Mittel nach Maßnahmen/Teilmaßnahmen in PFEIL

Grüne Säulen=Flächenmaßnahmen 

Quelle: Eigene Darstellung nach Detailfinanztabelle von PFEIL. 

Im NRW­Programm dominiert mit den AUKM (10.1), gefolgt vom Ökolandbau (11) und einzelbe­

trieblichen Investitionen (4.1), eine deutliche Sektorausrichtung (siehe Abbildung 7). Mit ver­

gleichsweise geringen Mittel ausgestattet sind Bildungs­ (1.1) und Beratungsmaßnahmen (2.1), 

Planungs­ (7.1) und Kooperationsmaßnahmen (16.1/16.7). 

Abbildung 7: Öffentliche Mittel nach Maßnahmen/Teilmaßnahmen im NRW­Programm 

Ländlicher Raum

Grüne Säulen=Flächenmaßnahmen 

Quelle: Eigene Darstellung nach Detailfinanztabelle des NRW­Programms Ländlicher Raum. 
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Das schleswig­holsteinische EPLR, das Landesprogramm ländlicher Raum (LPLR), setzt ähnliche 

Schwerpunkte wie PFEIL (siehe Abbildung 8). Als Küstenland sieht auch SH umfangreiche Mittel 

für die Fördermaßnahme Hochwasser­ und Küstenschutz vor. Mit weitem Abstand folgen AUKM 

(10.1). LEADER (19) spielt aufgrund des flächendeckenden Ansatzes der AktivRegionen auch wei­

terhin eine finanziell wichtige Rolle. Mit vergleichsweise geringen Mitteln ausgestattet ist in SH 

u. a. die Forstförderung. 

Abbildung 8: Öffentliche Mittel nach Maßnahmen/Teilmaßnahmen im LPLR

Grüne Säulen=Flächenmaßnahmen 

Quelle: Eigene Darstellung nach Detailfinanztabelle des LPLR. 

Unter dem Aspekt der Umsetzungseffizienz wären aus unserer Sicht alle Fördermaßnahmen kri­

tisch zu bewerten, auf die unter 1 Mio. Euro an öffentlichen Mitteln je Jahr entfallen, sofern sie 

den Aufbau eines eigenen Kontroll­ und Verwaltungssystems erforderlich machen.  

Tabelle 4: Fördermaßnahmen mit einer Mittelausstattung (EU + öffentliche nationale Ko­

finanzierung) unter 1 Mio. Euro pro Jahr*

Programm Vorhabenbezeichnung 

PFEIL Entwicklung der Übergangs­ und Küstengewässer (ÜKW) 

NRW­Programm Länd­

licher Raum 

Beratung, Erstellung von Plänen , Kooperationsvorhaben unter 16.7 

LPLR Qualifizierung, allgemeine Beratung, Erstaufforstung, Kooperation Naturschutz 

EPLR Hessen Flurbereinigung, Diversifizierung, DE­Pläne, Wiederaufbau Forst, EIP, Kooperationsmaß­

nahmen Regionale Vermarktung, Klimawandel und lokale Strategien außerhalb LEADER 

* Gesamtbetrag auf sieben Jahre verteilt 

Quelle: Eigene Darstellung aufgrund der Detailfinanzpläne. 
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Wie Tabelle 4 zeigt, sind es nur vergleichsweise wenige Fördermaßnahmen, die unter dieser 

Schwelle liegen. Bei diesen Fördermaßnahmen kommt es darauf an, die Fixkosten möglichst ge­

ring zu halten, indem beispielsweise die Bewilligungsfunktion gebündelt und zentralisiert wird. 

2.2 Kontinuität oder Wandel 

Neue Fördermaßnahmen haben die Länder kaum in ihre Programme integriert. Die Programmie­

rung wurde aber von vielen Fachreferaten als Chance genutzt, ihre Fördermaßnahmen inhaltlich 

anzupassen. Es finden sich aber auch Fördermaßnahmen, die mehr oder weniger unverändert im 

Vergleich zur Vorperiode fortgesetzt werden (siehe Abbildung 9).  

Abbildung 9: Geplante öffentliche Mittel nach der Förderhistorie der Fördermaßnahmen 

(in Prozent) 1) 

1) ohne Altverpflichtungen. 

Quelle: Eigene Darstellung aufgrund der Detailfinanzpläne. 

Wie Abbildung 9 zeigt, überwiegt in allen Programmen in der finanziellen Gewichtung die Konti­

nuität, am deutlichsten in HE. HE weist aber auch den höchsten Anteil an öffentlichen Mitteln 

auf, die in neue Maßnahmen fließen sollen. Dies liegt in erster Linie an der Aufnahme der Breit­

bandförderung in das Programm.  
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Kontinuität in der Ausgestaltung der Fördermaßnahmen 

In den Fällen, in denen sich Problem­ und Ausgangslagen nicht geändert und sich die bisherigen 

Fördermaßnahmen als geeignete Instrumente erwiesen haben, stellt Kontinuität eine sinnvolle 

Strategie dar. Fördermaßnahmen weiterhin nahezu unverändert anzubieten, ohne diese vor die­

sem Hintergrund auf den Prüfstand gestellt zu haben, wäre kein adäquates Vorgehen. Die in Ab­

bildung 9 dargestellten Fördermaßnahmen mit kaum oder keiner Neuausrichtung (Kategorie 4) 

sind daher unterschiedlich zu bewerten. Sie enthalten beispielsweise Fördermaßnahmen wie den 

Ökolandbau oder die Flurbereinigung, die im Rahmen der Evaluierung positiv bewertet wurden, 

aber auch Fördermaßnahmen wie die Ausgleichszulage, die hinsichtlich ihrer Zielsetzung und 

Ausgestaltung sehr kritisch beurteilt wurde. Ihre Vorzüge liegen jenseits der Wirksamkeit in um­

setzungstechnischen Merkmalen: einfach umzusetzen, garantierter Mittelabfluss und Anrechen­

barkeit beim „Climate­Tracking“. Insgesamt fließen bundesweit weiterhin 10 % der gesamten 

öffentlichen Mittel in diese Fördermaßnahme (in den vier Länderprogrammen allerdings nur 5 %).  

Neue Fördermaßnahmen 

Neue Fördermaßnahmen erfordern, wenn sie nicht in ein bereits bestehendes Maßnahmenbün­

del integriert über bewährte Bewilligungsstränge umgesetzt werden können, hohe Anfangsinves­

titionen in die Gestaltung eines EU­konformen Abwicklungsverfahrens. Hinzu kommt – wenn es 

keine Vorerfahrungen mit ähnlichen national finanzierten Fördermaßnahmen gibt – eine hohe 

Unsicherheit bezüglich der Nachfrage und dem damit verbundenen Mittelabfluss. Dagegen steht 

die Implementation einer leistungsgebundenen Reserve durch die EU, die in starkem Maß auf die 

Planbarkeit des Mittelabflusses setzt (Grajewski, 2011), ähnlich wie die Diskussion um die Treffsi­

cherheit der finanziellen Vorausschau, bei der die GD Agri die Mitgliedstaaten immer wieder da­

rauf verweist, dass ihre Mittelvorausschau genauer werden müsste. 

Die von uns als neu identifizierten Fördermaßnahmen lassen sich wie in Tabelle 5 dargestellt nach 

ihren Risikofaktoren kategorisieren. Folgende Kategorien wurden zur Einstufung gebildet: 

� Lassen sich nicht in bestehendes Maßnahmenbündel integrieren: bei solchen Teilmaßnahmen 

kann nicht auf schon vorhandene Strukturen aufgesattelt werden (Formulare, Prüfpfade, 

Checklisten, …). 

� Neu involvierte Bewilligungsstellen: Es hat sich in den IK­Analysen herausgestellt, dass erfah­

renes Personal ein wichtiger Faktor in der Umsetzung ist. Lernkosten für nicht mit dem EU­

Regelungsrahmen vertrautes Personal sind hoch. 

� Zahlstellenverfahren muss komplett neu aufgesetzt werden: Dies bedeutet, dass alle Antrags­

formulare, Prüfprotokolle, EDV­Systeme einschließlich Besonderer Dienstanweisungen entwi­

ckelt werden müssen. 

� Es existieren keine Vorerfahrungen in Bereich der nationalen Förderung: Die Erfahrungen der 

Förderperiode 2007 bis 2013 haben gezeigt, dass die Integration von Fördermaßnahmen, de­

ren Bedarf nicht abgeschätzt werden kann, zu „Fehlinvestitionen“ (Leerkosten) führen kann. 
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� Unsicherheit im Mittelabfluss: erhöhen den Aufwand für das Finanzmanagement und/oder 

den Aufwand für die Akquise von AntragstellerInnen. 

Wandel in der Ausgestaltung von Fördermaßnahmen 

Viele schon existierende Fördermaßnahmen wurden angepasst mit dem Ziel einer stärkeren Pro­

filierung auf neue Problemlagen (z. B. demographischer Wandel, Tierschutz, Nährstoffüber­

schussproblematik) oder aufgrund geänderter politischer Zielsetzungen bzw. landespolitischer 

Vorgaben. Dies erfolgte durch die Neuorientierung in den Fördergegenständen, Fördervorausset­

zungen und die Konzepte der Projektauswahlkriterien. Letzteres insbesondere im Bereich der 

Maßnahmen 4 und 7. Die Breitbandförderung hat sich in allen Länderprogrammen – mit Aus­

nahme Hessens hatten alle Programme Breitband auch schon in der Vorperiode im Angebot – 

sehr stark ausdifferenziert. U. a. haben die neuen Kofinanzierungsmöglichkeiten aus der digitalen 

Dividende zu einer Neuausrichtung geführt, z. T. verbunden mit Programmänderungen, wie in 

NRW. Ob die Neuerungen auf Akzeptanz stoßen werden, wird sich erst in der Umsetzung zeigen. 

Ambitionierte Projektauswahlkriterien oder höhere Fördersätze können ihre Lenkungswirkung 

nur entfalten, wenn aus Regionen, die man besonders fördern möchte,  ausreichend Anträge 

eingereicht werden, oder neue Fördergegenstände auf Interesse stoßen. Um dies zu erzielen ist 

eine aktivierende Verwaltung gefragt. 

2.3 Maßnahmengruppen im Vergleich der Programmplanungsperioden 

2007 bis 2013 und 2014 bis 2020 

Die Maßnahmenstruktur der zurückliegenden Programmplanungsperiode 2007 bis 2013 ist nicht 

1 zu 1 übertragbar auf die Förderperiode 2014 bis 2020. Die Clusterung zu Maßnahmengruppen 

gibt aber einen Eindruck über die Veränderungen zwischen den beiden Perioden (siehe Entspre­

chungstabelle im Anhang). Nicht berücksichtigt wurden die top­ups in beiden Programmpla­

nungsperioden. Es ist schwierig, auf Maßnahmenebene nachzuvollziehen, ob die 2007 bis 2013 

gelisteten top­ups in den Programmen 2014 bis 2020 in die EU­Kofinanzierung überführt wurden, 

in identischer Ausgestaltung weiterhin als top­up gelistet sind, in Zukunft rein national finanziert 

werden oder keine Förderung mehr erfolgt. Daher beschränkt sich der Vergleich ausschließlich 

auf die EU­kofinanzierten Maßnahmen. Bei der Interpretation der Veränderungen ist dies ent­

sprechend zu berücksichtigen. 
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Tabelle 5: Neue Fördermaßnahmen unter Implementationsgesichtspunkten (Stand No­

vember 2015)

 Lassen sich 

nicht in 

bestehendes 

Maßnah­

men­bündel 

integrieren 

Neu involvierte 

Bewilligungs­

stellen 
1)

Zahlstellenver­

fahren muss 

komplett neu 

aufgesetzt wer­

den 

Keine Vorerfah­

rungen in der 

nationalen För­

derung 

Unsicher­

heit in der 

Planung des 

Mittelabflus­

ses
2)

Alle Programme

EIP (16.1) � � � �

Hessen

kurze Versorgungsketten/ 

lokale Märkte (16.4) 

� � � �

Klimawandel (16.5) � � � �

lokale Strategien außerhalb 

von LEADER (16.7) 

� � � �

Breitband (7.3) � � � �

Niedersachsen/Bremen

Tierschutzmaßnahmen (14) � � � � �

LaGe (16.7) � � � �

SEE (7.6) � � � �

Breitband (7.3) � �
3) 

ÜKW (7.6) � � � �

Nordrhein­Westfalen

16.7 Kooperations­

maßnahmen (16.7) 

� � � �

4.4 Gülleausbringung (4.4)   �

Wegenetzkonzepte (7.1) � � � �

Breitband (7.3) � �
3) 

Schleswig­Holstein

Beratung (2.1) � �

Gewässerschutzberatung 

(2.1) 

� �

Breitband 7.3 � �
3) 

1) Komplett neue Institutionen als Bewilligungsstellen gibt es nicht. Teilweise werden aber neue Organisationseinheiten 

innerhalb von Bewilligungsstellen eingebunden. So bewilligt in NI/HB der Fachbereich 2.1. der LWK die Tierschutzmaß­

nahmen oder die Gruppe Infrastruktur III der WIBank die Breitbandmaßnahme in Hessen. Auch gibt es neue Akteure, 

die in die Förderverfahren mit einbezogen werden (z. B. Innovationsdienstleister im Bereich der 16­er Maßnahmen, 

neue Fachreferate in NRW im Bereich der 16­er Maßnahmen). 
2)  wegen nicht abschätzbarer Nachfrage der potentiell Begünstigten oder erforderlichen Vorleistungen, die außerhalb des 

Einflussbereichs der Förderverwaltung liegen (z. B. Abschluss von Planfeststellungsverfahren oder Fachplanungen). 

3) Breitband gab es auch schon in den Vorperiode im Rahmen der GAK, z. T. mit ELER­Mitteln. Die Länder stellen sich aber 

völlig neu auf in der Förderung des Breitbands und gehen eher auf Hochgeschwindigkeitsnetze, bei denen die NGA­

Rahmenregelung des Bundes anzuwenden ist (auch verbunden mit entsprechenden Änderungsanträgen, wie  in NRW). 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Tabelle 6: Mittelansätze1) nach Maßnahmengruppen im Vergleich der Programmpla­

nungsperioden (nur ELER­kofinanzierte Maßnahmen)

1)  nur ELER + nationale öffentliche Kofinanzierung, ohne top­ups 
2) andere Investitionen Erläuterung siehe Anhang 1 

Quelle: Änderungsanträge 2015 für die Programme 2007 bis 2013, Planansätze 2014 bis 2020. 

Mit Ausnahme von HE wird in allen Programmen mehr Geld in Bildung, Beratung und Koopera­

tionen (16) gesteckt. HE finanziert Bildung und Beratung schon seit je her rein national. Unter­

nehmensinvestitionen erfahren in allen Programmen eine Mittelkürzung, am deutlichsten in 

NI/HB. Hochwasser­ und Küstenschutz halten ihre Finanzansätze nahezu konstant. Der Mittelan­

satz für die AGZ wird in HE8, NRW und SH abgesenkt, während er in NI/HB mehr als verdoppelt 

wird. Die Absenkung im Bereich AGZ ist auch auf die Änderung der Förderbedingungen in den 

benachteiligten Gebieten und die anstehende Neuabgrenzung (ab voraussichtlich 2018) zurück­

zuführen. In NI/HB ist die Aufstockung im Vergleich zur Vorperiode auf die Tatsache zurückzufüh­

ren, dass die AGZ erst zur Mitte der letzten Programmperiode wiedereingeführt wurde. Entgegen 

dem Trend stockt NRW, allerdings auf niedrigem Niveau, seine Mittelansätze für Flurbereini­

gung/Wegebau auf. Die Forstmaßnahmen erfahren in NRW eine deutliche Aufwertung, während 

sie in NI/HB aus der ELER­Förderung gestrichen wurden. Der Breitbandausbau soll nun in allen 

Programmen stärker berücksichtigt werden. Andere Investitionen, dazu gehören beispielsweise 

Dorferneuerung oder investiver Naturschutz, legen finanziell zu. Deutlich mehr Mittel, dies kor­

respondiert auch mit der größeren Zahl an LEADER­Gruppen, werden für LEADER zur Verfügung 

gestellt. In SH, die den nahezu flächendeckenden Ansatz der Vorperiode fortsetzen, fallen die 

8  In Hessen wird die AGZ aus Umschichtungsmitteln und top­up­Mitteln finanziert. Diese standen erst ab 2016 zur Verfü­

gung. Daher erfolgte die Förderung in 2014 und 2015 alleinig aus GAK­Mitteln, die als top­up gemeldet wurden. Mit 

den zusätzlichen top­up­Mitteln stehen für die AGZ 90,59 Mio. Euro zur Verfügung. 

07­13 14­20 07­13 14­20 07­13 14­20 07­13 14­20

Bildung, Beratung 0,03 0,00 53,76 66,51 7,87 15,78 2,04 22,90

Kooperation 0,21 5,00 6,60 52,18 0,05 22,20 0,51 13,38

Unternehmensinvestitionen 102,42 93,60 318,07 114,25 177,16 148,67 38,32 21,09

Flurbereinigung, Wegebau 23,99 18,40 230,96 142,04 23,70 31,27 11,10 0,00

Hochwasser­ und Küstenschutz 0,00 0,00 104,29 97,53 0,00 0,00 131,51 128,87

AGZ 128,62 50,59 42,85 98,97 72,91 46,67 9,37 7,83

AUM, Öko, Natura 2000 144,08 138,00 349,47 380,49 392,13 485,18 131,66 164,05

Tierschutzzahlungen 0,00 0,00 0,00 27,50 31,82 82,22 0,00 0,00

Forstmaßnahmen 12,59 14,10 52,11 0,00 18,11 53,56 10,67 11,29

Breitbandinfrastruktur 0,00 64,00 0,19 71,88 25,65 68,89 7,43 37,74

Andere Investitionen
 2)

23,81 31,60 328,48 417,59 99,57 135,89 98,64 120,92

LEADER 40,64 61,55 103,44 129,13 30,24 72,50 99,11 78,75

TH 3,65 23,61 8,73 28,24 3,07 12,58 2,39 15,92

HE NI/HB NRW SH

Mio. Euro öffentliche Mittel (ohne top­ups)
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öffentlichen Mittel für LEADER allerdings geringer aus; dies ist auf den höheren EU­

Kofinanzierungssatz zurückzuführen. 

2.4 Technische Hilfe (TH) 

Die ESIF­VO eröffnet mit Artikel 59 ein breites Einsatzfeld und Aufgabenspektrum der TH, das 

auch durch die fondsspezifischen Bestimmungen des ELER nicht eingeschränkt wird. Bis zu 4 % 

des Gesamtbetrages jedes EPLR dürfen gemäß Artikel 51 (2) der ELER­VO für den Aufgabenbe­

reich der TH aufgewendet werden. Der Anwendungsbereich der TH ist in den Programmen unter­

schiedlich weit gefasst. Demzufolge unterscheiden sich auch die absoluten und relativen Mittel­

ansätze in den Programmen. NI/HB haben mit 28 Mio. Euro die meisten öffentlichen Mittel für 

die TH vorgesehen, gefolgt von HE mit 24 Mio. Euro. SH plant den Einsatz von rund 16 Mio. Euro. 

In NRW sind 13 Mio. Euro vorgesehen. Bezogen auf die Programmvolumina ergibt sich eine un­

terschiedliche relative Bedeutung der TH. HE ragt mit 3,6 % deutlich heraus (siehe Tabelle 2). In 

HE soll die TH u. a. für Kosten, die in Zusammenhang mit der Umsetzung des E­Government ste­

hen, Verwendung finden. 

3 Prioritäten und Schwerpunktbereiche9

3.1 Prioritäten 

Die vier Programme setzen unterschiedliche Schwerpunkte. Alle Programme gemeinsam betrach­

tet setzen mit 35 % die meisten öffentlichen Mittel in Priorität 4 ein (siehe Abbildung 10). An 

zweiter Stelle folgen mit einem Viertel der öffentlichen Mittel die der Priorität 6 zugeordneten 

ländlichen Entwicklungsmaßnahmen. Priorität 3 folgt mit 23 % der öffentlichen Mittel, dies ist in 

erster Linie auf die sehr finanzstarken Küstenschutzmaßnahmen in NI/HB und SH zurückzuführen. 

9  In den folgenden Betrachtungen ist die Technische Hilfe nicht enthalten. 
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Abbildung 10: Verteilung der öffentlichen Mittel aller vier Programme auf Prioritäten

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

Abbildung 11 zeigt deutliche Unterschiede zwischen den Programmen in der finanziellen Gewich­

tung der Prioritäten.  

Abbildung 11: Prozentuale Verteilung der öffentlichen Mittel auf Prioritäten nach Pro­

grammen (einschließlich der Maßnahme 5 – Küsten­ und Hochwasserschutz)

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

Zwischen den Programmen sind die Unterschiede sehr stark auf die Dominanz des Küstenschut­

zes in NI/HB und SH zurückzuführen (siehe Abbildungen 13 und 15). Rechnet man die Maßnahme 

5, die zur Priorität 3 gerechnet wird, zur besseren Vergleichbarkeit heraus, nivellieren sich die in 

Abbildung 11 ersichtlichen Unterschiede (siehe Tabelle 7). 
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Wie aus Tabelle 7 hervorgeht, ist die finanzielle Verteilung des niedersächsisch/bremischen 

PFEIL­Programms dem Hessischen EPLR sehr ähnlich. Beide Programme setzen ihre Schwerpunk­

te auf Umwelt (P4), ländliche Entwicklung (P6) und Wettbewerbsfähigkeit (P2). NRW hat einen 

starken Umweltfokus, ähnlich wie SH. SH setzt allerdings im Vergleich aller Programme anteilig 

die meisten Mittel in Priorität 6 Ländliche Entwicklung ein (knapp gefolgt von HE). NRW hat rela­

tiv die wenigsten Mittel für P6 eingeplant. Auf die Priorität 2  (Wettbewerbsfähigkeit) entfallen in 

SH prozentual die wenigsten Mittel. Damit knüpft SH an den Förderansatz der Vorperiode an, in 

der sie als einziges Bundesland die Agrarinvestitionsförderung als eine zentrale Fördermaßnahme 

innerhalb dieser Priorität ausgesetzt hatte. 

Tabelle 7: Prozentuale Verteilung der öffentlichen Mittel auf Prioritäten nach Program­

men (ohne die Maßnahme 5 – Küsten­ und Hochwasserschutz)

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

Tabelle 8 zeigt einen Vergleich der prioritätsbezogenen Schwerpunktsetzungen zwischen den 

Förderperioden 2007 bis 2013 und 2014 bis 2020. Die zusätzlichen top­ups und die TH wurden 

nicht berücksichtigt. Um eine Vergleichbarkeit zwischen den beiden Förderperioden zu erreichen, 

wurden die Fördermaßnahmen 2007 bis 2013 den jetzt bestehenden Prioritäten näherungsweise 

zugeordnet. Deutliche Änderungen sind in HE erkennbar durch die Verlagerung der AUKM in die 

nationale Förderung und den deutlichen Zuwachs in der Priorität 6. In NI/HB hat die Priorität 2 

deutlich an Bedeutung verloren. In den beiden anderen Bundesländern sind die Programme hin­

sichtlich ihrer grundsätzlichen Ausrichtung weitgehend konstant geblieben. 



22   5­Länder­Evaluation 1/16 

Tabelle 8: Anteile an den öffentlichen Mitteln (ohne top­ups und TH) nach Prioritäten 

2007 bis 2013 und 2014 bis 2020 in Prozent und Veränderung in Prozentpunk­

ten

Quelle: Berechnungen auf der Grundlage des aktuellsten Programmänderungsstandes 2007 bis 2013 und der Finanz­

pläne 2014 bis 2020. 

3.2 Schwerpunktbereiche (SPB) 

Betrachtet man alle Länderprogramme gemeinsam, sind der SPB 4A – Biodiversität, 6B ­ Lokale 

Entwicklung, 3B ­ Küstenschutz/Hochwasserschutz und 2A ­ Wettbewerbsfähigkeit mit den meis­

ten Mitteln ausgestattet. Die Unterschiede zwischen den Bundesländern zeigt Tabelle 9.  
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Tabelle 9: Prozentuale Verteilung der öffentlichen Mittel auf Schwerpunktbereiche (SPB)1)

1) für den Ökologischen Landbau wurde ein eigener SPB definiert (ÖKO), weil der Ökologische Landbau eine breite 

Zielausrichtung hat und auch nicht spezifisch auf bestimmte Problemlagen (Biodiversität, Wasser oder Boden) ange­

boten wird. 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

3.2.1 SPB 2A „Verbesserung der Wirtschaftsleistung aller landwirtschaftli­
chen Betriebe, …“ 

Der SPB 2A hat in SH den geringsten Anteil (3 %). In den anderen Länderprogrammen liegt er zwi­

schen 13 und 19 %. Absolut planen NI/HB mit 307 Mio. Euro den höchsten Mitteleinsatz, gefolgt 

von NRW mit 184 Mio. Euro und HE mit 121 Mio. Euro. SH hat nur rund 29 Mio. Euro für diesen 

Schwerpunktbereich vorgesehen. 
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Abbildung 12: Verteilung der öffentlichen Mittel im SPB 2A nach Teilmaßnahmen und Län­

derprogrammen 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Finanzplänen der Länder. 

Sehr unterschiedlich ist die Bedeutung der verschiedenen Teilmaßnahmen im SPB 2A zwischen 

den Programmen (vgl. Abbildung 12). SH weist einen sehr hohen Anteil von Bildungs­, Beratungs­ 

und Kooperationsmaßnahmen auf (1.1, 2.1 und 16.1). Der Anteil dieser Maßnahmen liegt bei 

66 %. Die Agrarinvestitionsförderung (AFP) (4.1) hingegen hat in SH nur eine geringe Bedeutung. 

HE und NRW ähneln sich in der Schwerpunktsetzung. Beide Länder setzen deutlich mehr Mittel in 

der einzelbetrieblichen Förderung ein als in überbetrieblichen Maßnahmen. Im Gegensatz zu 

NRW bietet HE Bildungs­ und Beratungsmaßnahmen allerdings nur außerhalb des Programms an 

(HMUKLV, 2015b). NI/HB hingegen setzen fast 70 % der geplanten Mittel für überbetriebliche 

investive Maßnahmen (4.3) ein und knüpfen mit dieser Schwerpunktsetzung an die vorherigen 

Förderperioden an. Forstmaßnahmen mit dem Fokus auf die Verbesserung der Wettbewerbsfä­

higkeit haben NRW und HE mit dem forstlichen Wegebau im Angebot. 

3.2.2 Schwerpunktbereiche 4A – Biodiversität, 4B – Wasserschutz und 4C 
– Bodenschutz und 4 ÖKO – Ökologischer Landbau 

Die zur Priorität 4 gehörenden SPB 4A Biodiversität, 4B Wasserschutz und 4C Bodenschutz stellen 

eine Besonderheit im Programm dar. Während für alle anderen SPB eine klare Zuordnung der 

programmierten Fördermaßnahmen erfolgen musste, musste diese für die genannten SPB nicht 

vorgenommen werden. Es gibt in den Programmplanungsdokumenten in den textlichen Ausfüh­

rungen und zusammenfassend in Tabelle 11.4 eine indikative Zuordnung ausgewählter Maßnah­

men (10.1, 11, 12, 8) (als Grundlage für die Zielquantifizierung im Indikatorplan). Der Verzicht auf 

eine eindeutige Zuordnung ist auf die Einschätzung der EU zurückzuführen, dass die Fördermaß­

nahmen in ihren Zielsetzungen und Wirkungen sehr breit aufgestellt sind, die Ziele selbst häufig 

miteinander verzahnt sind und daher diese eindeutige Zuordnung wenig sachgerecht ist. Für ei­
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nen Teil der angebotenen Fördermaßnahmen mag dies gelten. Viele Fördermaßnahmen, und dies 

ist in den meisten Programmen in Tabelle 11.4 auch ersichtlich, sind aber klar auf einzelne Res­

sourcen ausgerichtet, durch Gebietskulissen, Förderbestimmungen und für ELER­Investiv auch 

durch Projektauswahlkriterien. 

Aufgrund der Zuordnung von Flächenmaßnahmen in Tabelle 11.4 des Programmplanungsdoku­

ments, ergänzender Angaben der Länder und Konkretisierungen im Rahmen der Feinkonzepter­

stellung haben wir eine eindeutige Zuordnung der Maßnahmen/Teilmaßnahmen/Vorhabensarten 

auf die SPB 4A bis 4C vorgenommen, auch wenn in den Programmen teilweise mehrere Ziele auf­

geführt waren. Nur die Maßnahme Ökolandbau wurde – unabhängig von ihrer prioritären Zuord­

nung – aufgrund ihrer multiplen Ziele und Wirkungen nicht einer einzelnen Ressource zugeord­

net, sondern einer eigenen Kategorie ÖKO. Durch dieses Vorgehen ist es möglich, einen Überblick 

über die Bedeutung der verschiedenen SPB der Priorität 4 zu geben.  

Über alle Länderprogramme hinweg gibt es eine Schwerpunktsetzung auf den Schutz der Bio­

diversität. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass der Naturschutz und die Umset­

zung von Natura 2000 chronisch unterfinanziert sind und die ELER­Programme eine wesentliche 

Finanzierungsquelle darstellen. Der Wasserschutz folgt an zweiter Stelle. In diesem Bereich sind 

über die EPLR hinausgehend viele Ansätze zu berücksichtigen, z. B. die Trinkwasserschutz­

Kooperationen, die schon seit vielen Jahren unabhängig von den ELER­Programmen finanziert 

und umgesetzt werden. Der Bodenschutz wird mit prioritärer Zielsetzung kaum durch die Pro­

gramme adressiert. Sehr wohl leisten aber viele Umweltmaßnahmen einen Beitrag zum Boden­

schutz, vor allem zum Wasserschutz gibt es starke Überlappungen. 

Biotische und abiotische Ressourcen in Niedersachsen/Bremen (PFEIL) 

Auch wenn man die Ausgleichszulage (13.2) außer Acht lässt, weil ihre Zuordnung zum Biodiversi­

tätsziel kritisch zu hinterfragen ist (siehe auch Ausführungen in der Ex­ante­Bewertung, Tietz et 

al., 2015), zeigt sich in PFEIL eine Priorisierung der Biodiversität gegenüber den abiotischen Res­

sourcen (siehe Abbildung 13). Gleicht man diese Priorisierung mit dem im Programm postulierten 

Bedarf ab (Beispiel: Nährstoffbilanzüberschüsse), ist eine gewisse Schieflage zu erkennen. Diese 

ist aber dadurch erklärbar, dass die auf abiotische Ressourcen (in erster Linie Wasser) gerichteten 

Agrarumweltmaßnahmen mehrheitlich außerhalb von PFEIL rein national finanziert werden. Ein 

vielfältiges Maßnahmenspektrum mit dem Ziel Wasserschutz steht im Rahmen von freiwilligen 

Vereinbarungen zur Verfügung (ML und MU, 2016). 
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Abbildung 13: Verteilung der öffentlichen Mittel nach Maßnahmen/Teilmaßnahmen auf die 

SPB der Priorität 4 in PFEIL

Grüne Säulen=Flächenmaßnahmen 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Finanzplänen der Länder. 

PFEIL setzt ein breites Spektrum an Fördermaßnahmen zum Ressourcenschutz ein. Flächenbezo­

gene Fördermaßnahmen spielen eine wichtige Rolle. In den SPB 4A und 4B kommen darüber hin­

aus aber auch investive Fördermaßnahmen und Beratungsmaßnahmen zum Einsatz. Im Bereich 

der investiven Maßnahmen werden bewährte Fördermaßnahmen im Naturschutz (Erhalt und 

Entwicklung von Lebensräumen und Arten (EELA­V) (7.6)) und der Fließgewässerentwicklung 

(FGE) (7.6) fortgesetzt. Es kommen aber auch neue Fördermaßnahmen hinzu, die primär der Um­

setzung der WRRL dienen sollen (Übergangs­ und Küstengewässer (ÜKW), Seeentwicklung (SEE) 

(7.6)).  

Das Instrument der „Gewässerschutzberatung“ (1.2) führt die etablierte Beratung für den Trink­

wasserschutz fort und beinhaltet künftig zusätzlich Oberflächengewässer und Grundwasser ge­

mäß der WRRL.  

Für die Umsetzung von Biodiversitätszielen wurde mit der Fördermaßnahme Landschaftspflege 

und Gebietsmanagement (LaGe) (16.7) eine neue Kooperationsmaßnahme aufgenommen. Die 

der Ausarbeitung und Aktualisierung von Managementplänen für Natura­2000­Gebiete, von 

Schutz und Bewirtschaftungsplänen und sonstigen projektbezogenen Planungen und Konzepten, 

war im Vorgängerprogramm unter Code 323­A grundsätzlich förderfähig. Nunmehr ist sie ge­

trennt unter 7.1 programmiert und fungiert als eigene Maßnahme EELA­P(läne). 

Die forstliche Förderung wird in Gänze nicht mehr EU­kofinanziert, also auch die auf den Res­

sourcenschutz abzielenden Förderbestandteile. 
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Biotische und abiotische Ressourcen im EPLR Hessen 

Hessen hat nur ein sehr eingeschränktes Spektrum an Fördermaßnahmen zum Ressourcenschutz 

in seinem EPLR vorgesehen (siehe Abbildung 14). Dies ist zum einen auf die strategische Ent­

scheidung zurückzuführen, die AUKM mit Ausnahme eines Fördertatbestandes (Vielfältige Frucht­

folge) rein national zu finanzieren. Zum anderen hat Hessen auch in der Vergangenheit schon 

investive Wasser­ und Naturschutzmaßnahmen ausschließlich national finanziert. Dies gilt auch 

für Qualifizierungs­ und Beratungsmaßnahmen mit Ressourcenschutzzielen. Neben landwirt­

schaftlichen Fördermaßnahmen bietet Hessen auch forstliche Förderung an. 

Abbildung 14: Verteilung der öffentlichen Mittel nach Maßnahmen/Teilmaßnahmen auf die 

SPB der Priorität 4 im EPLR Hessen

Grüne Säulen=Flächenmaßnahmen 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Finanzplänen der Länder. 

Die Ausgleichszulage ist dem SPB 4A Biodiversität zugeordnet. Es handelt sich bei der Ausgleichs­

zulage aber um kein Instrument mit Biodiversitätswirkungen. Dazu sind die Gebietskulissen zu 

unspezifisch und die Auflagen zu gering (Sander und Bormann, 2013). Unter 16.5 hat Hessen eine 

Kooperationsmaßnahme programmiert: Zusammenarbeit in Bezug auf Unterstützung von Aktio­

nen zur Minderung oder Anpassung an den Klimawandel. Die Fördermaßnahme soll zur Entwick­

lung und/oder Umsetzung von gemeinsamen Konzepten für ökologische Verfahren zum Schutz 

der biologischen Vielfalt beitragen und hierdurch auch das übergreifende Ziel Umweltschutz un­

terstützen. Hierdurch soll der Erreichung der Klimaschutzziele nähergekommen werden 

(HMUKLV, 2015a, S. 311). 

Biotische und abiotische Ressourcen im LPLR Schleswig­Holstein 

Auch Schleswig­Holstein setzt einen Schwerpunkt im Bereich Biodiversität (siehe Abbildung 15). 

Des Weiteren spielt der Wasserschutz eine wichtige Rolle im LPLR. Augenfällig ist die große Viel­

falt an unterschiedlichen Fördermaßnahmen, die zum Schutz von Umweltressourcen eingesetzt 
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werden. Sowohl in 4A als auch 4B werden in größerem Umfang investive Fördermaßnahmen so­

wohl im Naturschutz als auch Gewässerschutz eingesetzt. Auch die bewährten Lokalen Aktionen 

(16.5) zur Umsetzung v. a. von Natura 2000 werden in SPB 4A fortgesetzt (RL Kooperationen im 

Naturschutz). Neu aufgenommen in die ELER­Förderung wurde die Gewässerschutzberatung un­

ter 2.1.  

Abbildung 15: Verteilung der öffentlichen Mittel nach Maßnahmen/Teilmaßnahmen auf die 

SPB der Priorität 4 im LPLR Schleswig­Holstein

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Finanzplänen der Länder. 

Biotische und abiotische Ressourcen im NRW­Programm ländlicher Raum 

Das NRW­Programm Ländlicher Raum setzt einen Fokus auf den Schutz der Biodiversität (siehe 

Abbildung 16). Nur wenige AUKM zielen nach unserer Zuordnung prioritär auf den Wasserschutz 

ab, der Bodenschutz spielt als prioritäre Zielsetzung keine Rolle.  

Der finanzielle Schwerpunkt in NRW liegt eindeutig auf den Flächenmaßnahmen. Naturschutzin­

vestitionen (7.6) wurden zwar im Vergleich zur Vorperiode finanziell besser ausgestattet, haben 

aber angesichts des Finanzumfangs für Flächenmaßnahmen weiterhin eine geringe relative Be­

deutung. Neben landwirtschaftsbezogenen Fördermaßnahmen wird auch forstliche Förderung 

angeboten.  
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Abbildung 16: Verteilung der öffentlichen Mittel nach Teilmaßnahmen auf die SPB der Prio­

rität 4 im NRW­Programm Ländlicher Raum

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Finanzplänen der Länder. 

3.2.3 Schwerpunktbereiche 5D und 5E – Klimaschutz in den Programmen 

Klimaschutz steckt in den SPB 5D und 5E, ist ein Querschnittsziel der ELER­VO und insgesamt ein 

Ziel für alle ESI­Fonds. Angesichts der großen Bedeutung, die dem Klimaschutz zugemessen wird, 

ist die Berücksichtigung des Klimaschutzes in den Programmen gering, zumindest gemessen an 

den prioritär auf den Klimaschutz ausgerichteten Fördermaßnahmen. Es gab aber auch in der 

zurückliegenden Förderperiode nur in geringem Umfang ausschließlich auf den Klimaschutz ab­

zielende Fördermaßnahmen. Ein Großteil der feststellbaren Effekte, die auch zu quantifizieren 

waren, ging von Agrarumweltmaßnahmen und Forstfördermaßnahmen als „Nebenprodukt“ aus. 

In der Förderperiode 2014 bis 2020 setzt sich diese Tendenz fort. Freiwillige Fördermaßnahmen 

(AUKM, Ökolandbau), Investitionszuschüsse (für Gülleabdeckung, Ausbringungstechnik) und pla­

nerische Konzepte (Flurbereinigung) können in geringem Umfang Klimaschutzstrategien flankie­

ren; nach Flessa et al. (2012) liegen die Hauptansatzpunkte für Klimaschutz in der Landwirtschaft 

aber außerhalb der ELER­Programme v. a. in der Novellierung und dem Vollzug der Düngeverord­

nung und dem Erhalt organischer Böden. 

Abbildung 17 zeigt die Teilmaßnahmen, die in den Programmen prioritär den SPB 5D und E zuge­

ordnet wurden. In Abbildung 17 sind öffentliche Mittel von rund 36 Mio. Euro für AUKM darge­

stellt. Ein Vielfaches an AUKM kann über ein verbessertes Düngemanagement einen Beitrag zu 

SPB 5D oder zum Erhalt von Boden­C leisten (SPB 5E). Nach überschlägigen Kalkulationen könnte 

man 430 Mio. Euro an AUKM mit Nebenwirkungen auf SPB 5D nennen und 260 Mio. Euro mit 

Nebenwirkungen auf SPB 5E. Hinzu kommt der Ökolandbau mit rund 410 Mio. Euro, der auch 

Nebeneffekte auf die Erhöhung der CO2­Speicherfähigkeit der Böden und ein verbessertes Dün­

gemanagement haben kann. 
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Abbildung 17: Verteilung der öffentlichen Mittel auf SPB 5D und 5E nach prioritären Teil­

maßnahmen 

Quelle: Eigene Darstellung nach den Detailfinanztabellen. 

Des Weiteren fokussiert die EU in den SPB 5D und 5E auf land­ und forstwirtschaftliche Flächen. 

Klimaschutzeffekte können aber auch die SPB 6B zugeordneten Maßnahmen haben, z. B. im Be­

reich Gebäudesanierung. Für die Bearbeitung der Programmbeiträge zum Querschittsziel Klima 

muss demzufolge der Fokus geweitet werden. 

3.2.4 SPB 6B „Förderung der lokalen Entwicklung in ländlichen Gebieten“ 

Im SPB 6B sollen in den vier EPLR knapp über eine Mrd. Euro an öffentlichen Mitteln eingesetzt 

werden, rund die Hälfte davon in PFEIL. In den anderen Länderprogrammen variiert der absolute 

Mittelumfang zwischen 166 Mio. Euro und 218 Mio. Euro. Anzahl der Fördermaßnahmen und 

ihre relative Bedeutung sind sehr unterschiedlich zwischen den Länderprogrammen. 
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Abbildung 18: Verteilung der öffentlichen Mittel im SPB 6B nach Maßnah­

men/Teilmaßnahmen und Länderprogrammen

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Finanzplänen der Länder. 

Auf LEADER (19) mit vier unterschiedlichen Teilmaßnahmen entfallen im Programmdurchschnitt 

34 % der SPB­6B­Mittel. Die größte relative Bedeutung hat LEADER in SH mit 51 % der Mittel (ge­

folgt von NRW (44 %) und HE (34 %)). In NI/HB fließen hingegen anteilig nur 26 % in LEADER. Al­

lerdings setzen NI/HB ergänzend zu LEADER den Ansatz der ILE­Regionen fort. Alle Programme 

bieten neben LEADER Dorferneuerung und ­entwicklung an. Dorferneuerung und ­entwicklung ist 

in der ELER­Verordnung nicht als Teilmaßnahme unter Maßnahme 7 verankert. Die verschiede­

nen Bausteine der Förderung der Dorferneuerung und ­entwicklung verteilen sich über unter­

schiedliche Teilmaßnahmen (7.1, 7.2, 7.4 und 7.7). Von untergeordneter Bedeutung sind die Ko­

operationsmaßnahmen unter 16. Weitere Teilmaßnahmen unter SPB sind Basisdienstleistungen 

(7.4), Tourismus (7.5) und ländliches Erbe (7.6). 

Der LEADER­Ansatz in den vier Programmen ist unterschiedlich ausgestaltet. Tabelle 10 gibt einen 

Überblick über wesentliche Charakteristika. 
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Tabelle 10: Überblick über die Ausgestaltung des LEADER­Ansatzes in den Länderprogramen

 HE NI/HB NRW SH 

Anzahl der LEADER­ 

Regionen (Vergleich: 

alte Förderperiode), 

Anzahl anderer Regi­

onen aus ELER 

24 (20) 41 (32) LEADER / 20 

(25) ILE­Regionen 

28 (12) 22 (21) LEADER­Regionen 

(AktivRegionen) 

Auswahlverfahren  Auswahlverfahren mit 

unabhängiger Bewer­

tungskommission 

Auswahlverfahren mit 

unabhängiger Bewer­

tungskommission 

(parallele Bewerbung 

als ILE­Region möglich) 

Multidisziplinär 

besetztes unab­

hängiges Auswahl­

gremium 

Anerkennungsverfahren 

Qualitätssicherung über 

Mindestpunktzahl/ 

Nachbesserungs­

anforderungen  

Abdeckung ländlicher 

Raum 

nahezu flächende­

ckend 

Mix­ILE und LEADER­

Regionen, wenige 

weiße Flecken 

nicht flächende­

ckend 

nahezu flächendeckend 

Budget pro Region 

(EU­Mittel/ Landes­

mittel) 

1,9­2,4 Mio. Euro 

(EU+Land) 

2,4 oder 2,8 Mio. Euro 

EU­Mittel 

2,55­3,45 Mio. 

Euro EU­Mittel, 

zusätzliche Lan­

desmittel für pri­

vate Projekte 

2,86 Mio. Euro EU­Mittel 

(wenn LEADER­Regionen 

Kofinanzierungsmittel für 

private Projekte bereit­

stellen, dann gibt es eine 

zusätzliche Finanzierung 

seitens des Landes) 

Thematischer Fokus Wirtschaftsförderung, 

Daseinsvorsorge, 

Tourismus 

keine thematischen 

Vorgaben, aber be­

sondere Gewichtung 

ausgewählter Themen 

(reg. Wirtschaft, De­

mografie, Um­

welt/Klima) im Aus­

wahlverfahren 

Daseinsvorsorge,  

(Sozialprävention) 

Vier Bereiche: Bildung, 

Daseinsvorsorge, Wachs­

tum & Innovation, Klima­

wandel & Energie 

Maßnahmen­

spektrum 

a) Gründung/ Entwick­

lung von Kleinstunter­

nehmen mit Schaffung 

von Arbeitsplätzen,  

b) Gründung und 

Entwicklung von tou­

ristischen Kleinstun­

ternehmen,  

c) Ausgaben für Pro­

jekte der öffentlichen 

Daseinsvorsorge,  

d) sonst. investive/ 

nicht­investive Projek­

te.  

Alle, sofern passfähig 

zur Entwicklungsstra­

tegie 

Alle, sofern pass­

fähig zur Entwick­

lungsstrategie 

Alle, sofern passfähig zur 

Entwicklungsstrategie 

Vernetzung der Regi­

onen 

Selbstorganisiert 

durch HRF e.V. 

LEADER­

Lenkungsausschuss 

organisiert vom Minis­

terium (ML) 

Selbstorganisierte 

Treffen der RM, 

Vernetzung über 

LEADER­Foren des 

ZeLe, Einrichtung 

einer LEADER­

Vernetzungsstelle 

im MKULNV 

Regionen­Netzwerk (mit 

Akademie für die Ländli­

chen Räume als Organisa­

tor) 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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4 Flächenbezogene Förderung: AUKM, Ökolandbau und Natura­2000­
Ausgleichszahlung 

AUKM, Ökolandbau und die Natura­2000­Ausgleichszahlung (nur SH und NRW) nehmen einen 

großen Raum in den Länderprogrammen ein. 23,4 % der öffentlichen Mittel (einschließlich der 

top­ups) fließen in diese Fördermaßnahmen. Bezogen auf die ELER­Mittel liegt der Anteil bei 

30 %. Die AGZ wird im Folgenden nicht berücksichtigt, da sie keine inhaltliche Schnittmenge zu 

den anderen Flächenmaßnahmen aufweist. Weder auf EU­Ebene (z. B. im Konzept der sogenann­

ten Blockprogrammierung) wurde die AGZ berücksichtigt, noch in der konzeptionellen Ausgestal­

tung der umweltbezogenen Flächenmaßnahmen in den Länderprogrammen. Der AGZ kommt 

immer eine Sonderrolle zu. 

4.1 AUKM (10.1) und Ökolandbau (11) 

AUKM und Ökolandbau werden im Folgenden gemeinsam betrachtet, weil die in der ELER­VO 

vorgenommene Trennung nicht inhaltlich begründet ist, sondern sich in erster Linie aus den 

Greening­Vorgaben ergibt. Ökologisch wirtschaftende Betriebe sind „green by definition“; daher 

gilt für die Förderung von Ökoflächen eine andere Baseline als bei den AUKM. 

Bedeutung der Nationalen Rahmenregelung 

Auf der Grundlage der NRR/Rahmenplan für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar­

strukturen und des Küstenschutzes“ (GAK) werden zwischen 40 und 60 % der öffentlichen Mittel 

der beiden Fördermaßnahmen eingesetzt. HE nimmt eine Sonderrolle ein, weil es das Gros seiner 

AUKM außerhalb des EPLR umsetzt, darunter auch das rein landesseitig finanzierte Vertragsna­

turschutzprogramm (HMUKLV, 2015b) (siehe Abbildung 19). 

Bei der NRR­Förderung sind mehr als 60 % der öffentlichen Mittel für den Ökolandbau veran­

schlagt. Weitere finanzstarke Fördervarianten sind der Anbau vielfältiger Kulturen, die verschie­

denen Streifenvarianten (Einjährige Blühstreifen, Mehrjährige Schonstreifen, …) und die Zwi­

schenfrüchte/Untersaaten. Für Grünlandmaßnahmen sind kaum noch Mittel vorgesehen. Damit 

setzt sich ein Trend fort, der mit der fakultativen Modulation zu Beginn der 2000er Jahre begon­

nen hatte, nämlich eine stärkere Hinwendung zu ackerbezogenen AUKM in der GAK/NRR 

(Grajewski und Schmidt, 2015). 
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Abbildung 19: Verteilung der öffentlichen Mittel auf AUKM und Ökolandbau nach der Be­

deutung der NRR

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

Ökolandbau und der Anbau vielfältiger Kulturen sind auch die flächenstärksten Förderinstrumen­

te, gefolgt von den Zwischenfrüchten/Untersaaten. Die Streifenmaßnahmen sind je Hektar ver­

gleichsweise teuer. Daher ist ihr Flächenumfang gering (siehe Abbildung 20). 

Abbildung 20: Geplanter Flächenumfang (ha) für AUKM1) auf der Grundlage der NRR

1)  ohne Altverpflichtungen. 

2)  Die Flächenangabe für NI/HB ist sehr gering und nicht nachvollziehbar. Allerdings wird diese Maßnahme derzeit nicht 

angeboten, weil zunächst die Evaluierung des Greenings abgewartet wird. 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 
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Bedeutung des Vertragsnaturschutzes 

Der Vertragsnaturschutz (VN) hat in der Vergangenheit häufig eine Sonderrolle bei den AUKM 

eingenommen, sowohl hinsichtlich der Inhalte wie auch das Umsetzungsverfahren: inhaltlich ge­

kennzeichnet durch sehr auf den Standort und auf der jeweilige Schutzziel hin optimierte Aufla­

genpakte und in der Umsetzung als öffentlich­rechtlicher Vertrag (nicht Bewilligung) ausgestaltet 

mit oftmals intensiver Betreuung. Die Unterschiede zu den sonstigen AUKM sind geringer gewor­

den. Dies ist zum einen darauf zurückzuführen, dass der VN sich unter den EU­­

Förderbedingungen gewandelt hat und zwangsläufig seine Komplexität reduzieren musste. Auch 

das Konstrukt des öffentlich­rechtlichen Vertrags findet man – mit Ausnahme Schleswig­

Holsteins10 – nicht mehr. Auf der anderen Seite haben sich die sonstigen AUKM verändert und 

integrieren auch spezifischer ausgestaltete Varianten. Es haben sich modulare Systeme entwi­

ckelt, die aus einer Basisförderung sonstiger AUKM und einer zusätzlichen Förderung aus dem 

Vertragsnaturschutz bestehen. Diese Entwicklung wurde in NI/HB berücksichtigt und ist in Abbil­

dung 21 getrennt ausgewiesen. 

NI/HB sind mit der Integration aller AUKM in eine gemeinsame Förderrichtlinie (Richtlinie NiB­

AUM) am weitesten gegangen. Auch Hessen hat eine Förderrichtlinie für die AUKM (HALM), al­

lerdings bietet es seine Förderinstrumente nahezu ausschließlich außerhalb des ELER­Programms 

an. NRW und SH haben weiterhin getrennte Richtlinien für ihre Vertragsnaturschutzmaßnahmen.  

Die finanzielle Bedeutung des VN ist in SH am höchsten11. Dies korrespondiert auch mit der ge­

ringsten Ausbreitung der AUKM in die Fläche (s. u.). In NRW12 und NI/HB fließen rund 35 % der für 

AUKM vorgesehenen Mittel in den VN, HE stellt, wie schon erwähnt, aufgrund seines spezifischen 

Programmdesigns eine Ausnahme dar. 

10  In Schleswig­Holstein wird der VN über Zuwendungsverträge abgewickelt. 
11  Mit den Ackerlebensräumen setzt SH allerdings eine Maßnahme im Rahmen des VN um, die in den anderen Bundes­

ländern z. T. als Nicht­VN­Maßnahme angeboten wird (im Rahmen der NRR). 
12  Ohne die Förderung bedrohter Haustierrassen, die auch unter 10.1 programmiert wurde. 
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Abbildung 21:  Anteil der öffentlichen Mittel für den Vertragsnaturschutz an den in den Pro­

grammen insgesamt vorgesehenen AUKM­Mitteln (*)

* ohne Altverpflichtungen 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Detailfinanzpläne. 

AUKM außerhalb der NNR und des Vertragsnaturschutzes 

Nur NI/HB und NRW bieten AUKM außerhalb der NRR an, die nicht zur Kategorie Vertragsnatur­

schutz gehören. In NI/HB handelt es sich um Vertragsmuster, die zum Wasserschutz beitragen 

und die emissionsarme Ausbringung von Gülle/Substraten, die unter SPB 5D programmiert wur­

de. 82.390 ha sind anvisiert mit einem Mittelvolumen von rund 50 Mio. Euro. In NRW gehören 

die „Streifenmaßnahmen“ zu dieser Maßnahmenkategorie. NRW bietet die Anlage von Blüh­ und 

Schonstreifen auf geplanten 7.550 ha an (Ziel: Biodiversität). Außerdem können Uferrand­ und 

Erosionsschutzstreifen angelegt werden (Ziel: 7.000 ha). Mit 80.000 ha ist allerdings der Flächen­

umfang für die Förderung der extensiven Grünlandnutzung am höchsten. Insgesamt ist ein Mit­

telvolumen von 135 Mio. Euro veranschlagt. 

Überwiegend handlungsorientierte Fördermaßnahmen 

Mit Ausnahme von PFEIL, das im Grünlandbereich eine ergebnisorientierte Variante mit vier, 

sechs oder acht Kennarten anbietet, setzen alle anderen Programme ausschließlich auf hand­

lungsorientierte AUKM. Bei handlungsorientierten AUKM wählt der Richtliniengeber die Maß­

nahmen, die aufgrund von wissenschaftlichen und praktischen Erkenntnissen am besten zur Ziel­

erreichung (ein Mehr an Biodiversität) beitragen (z. B. Auflagen zur Düngung, zu Ruhezeiten, zu 

Mahdzeitpunkten). Damit trägt auch der Richtliniengeber das Risiko, dass Ziele ggf. nicht erreicht 

werden. Bei ergebnisorientierten AUKM wird hingegen das Ziel mittels eines Indikators vorgeben. 

Wie (mit welchen Handlungen) das Ziel erreicht wird, bleibt dem Landwirt überlassen. 
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Ackerland, Grünland oder Dauerkulturen? 

Über alle Programme betrachtet, werden durch AUKM und Ökolandbau etwas mehr Acker­ als 

Grünlandflächen gefördert. Insbesondere die Förderung innerhalb der NRR legt einen deutlichen 

Schwerpunkt auf Acker. Bei den Varianten, die außerhalb der NRR umgesetzt werden, ist ein 

stärkerer Grünlandfokus erkennbar (vgl. Tabelle 11). Dauerkulturen werden, von einigen spezifi­

schen Streuobstmaßnahmen abgesehen, vor allem im Rahmen des Ökologischen Landbaus ge­

fördert. 

Tabelle 11: Öffentliche Mittel und Förderflächen von AUKM und Ökolandbau1) nach der 

Flächennutzung in den vier Programmen2)

1) Die Angaben in den Programmen zum Ökologischen Landbau (Mittel und Flächen) wurden kalkulatorisch auf die drei 

Flächennutzungsarten heruntergebrochen. Basis bildeten die Agrarstatistik (Destatis, 2015) und eine Übersicht über die 

Prämienzahlungen im Ökologischen Landbau (BLE, 2015). 

2) ohne Altverpflichtungen. 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

Bezieht man die geplanten öffentlichen Mittel auf die Förderflächen, so zeigt sich eine höhere 

Förderintensität bei den Förderinstrumenten außerhalb der NRR. Die Grünlandmaßnahmen lie­

gen allerdings nah beisammen hinsichtlich der errechneten Förderintensität. 

Nimmt man vereinfacht an, dass die Förderflächen auch der physischen Fläche13 entsprechen, 

dann hat Schleswig­Holstein den geringsten Ausbreitungsgrad der AUKM und des Ökolandbaus. 

SH setzt wie in der Vergangenheit auch schon einen deutlichen Schwerpunkt auf sehr zielgerich­

tete Instrumente des Vertragsnaturschutzes in Gebietskulissen. Von den betrachteten Länder­

programmen hat SH den höchsten Anteil von AUKM mit einer Gebietskulisse. Die Bedeutung der 

Flächenmaßnahmen in Hessen wird hingegen aufgrund der gewählten Förderstrategie systema­

tisch unterschätzt. NI/HB und NRW haben absolut die meisten Förderflächen. Aber nur in NRW 

werden hohe Anteile an der Fläche landwirtschaftlicher Betriebe erreicht, bei Dauergrünland 

immerhin 43 % (siehe Abbildung 22). 

13  Aufgrund des oftmals modularen Aufbaus der AUKM einschließlich Ökolandbau fällt die physische Fläche geringer aus.  
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Abbildung 22: Angestrebte Förderfläche (brutto) in Relation zur Fläche landwirtschaftlicher 

Betriebe 2013

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder und Destatis (2016). 

Angestrebte prioritäre Ressourcenschutzziele14

Flächenmäßig stehen Biodiversitätsziele im Vordergrund, auch bei der Förderung auf der Grund­

lage der NRR. Klimaschutzaspekte spielen als prioritäres Ziel eine zu vernachlässigende Rolle, 

ebenso wie der Bodenschutz. Der Ökolandbau wurde gesondert unter der Kategorie ÖKO ausge­

wiesen.  

14  Die prioritäre Zuordnung wurde auf der Grundlage von Tabelle 11.4.1 vorgenommen, ergänzt durch zusätzliche Infor­

mationen der Fachreferate bei AUKM mit Mehrfachzielen. 
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Abbildung 23: Angestrebte Förderflächen (brutto) nach Ressourcenschutzzielen in den vier 

Länderprogrammen – prioritäre Zielsetzung

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

Die Programme setzen unterschiedliche prioritäre Schwerpunkte, wie Abbildung 24 zeigt. Im Be­

reich der SPB 5D und 5E bieten nur NI/HB und SH prioritäre Fördermaßnahmen an. NI/HB haben 

unter 5D eine Fördermaßnahme zur emissionsarmen Ausbringung von Gülle/Substraten pro­

grammiert. Ähnliches bietet NRW an; allerdings in Form einer Maschinenförderung unter der 

Vorhabensart 4.12. Unter SPB 5E hat SH drei AUKM­Fördergegenstände programmiert, nämlich 

zwei spezifische Vertragsnaturschutzvarianten im Moor und die vielfältigen Kulturen im Acker­

bau.  

Abbildung 24:  Angestrebte Förderflächen (brutto) nach Ressourcenschutzzielen in den vier 

Länderprogrammen – prioritäre Zielsetzung

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 
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4.2 Natura­2000­Ausgleichszahlungen in der Landwirtschaft 

Ausgleichzahlungen für Bewirtschaftungseinschränkungen im Rahmen von Natura 2000 werden 

nur noch in den Bundesländern NRW und SH im Rahmen ihrer EPLR gewährt. NI/HB und Hessen 

haben sich entschieden, diese Ausgleichzahlungen künftig rein national zu finanzieren. In NI/HB 

war diese Entscheidung vor allem auf die Komplexität des Punktwertsystems im sogenannten 

Erschwernisausgleich zurückzuführen. Auch im Rahmen der Ex­post­Bewertung wurde die Emp­

fehlung gegeben, den Erschwernisausgleich nicht mehr mit EU­Kofinanzierung anzubieten (Fähr­

mann, Grajewski und Reiter, 2015, S. 102). In Hessen war die Natura­2000­Zahlung immer eng 

mit der Förderung des Vertragsnaturschutzes verknüpft. Mit der Entscheidung, den Vertragsna­

turschutz rein national zu fördern, ging zwangsläufig auch die rein nationale Finanzierung des 

Natura­2000­Ausgleichs einher. 

Die beiden verbleibenden Programme mit EU­kofinanzierten Natura­2000­Ausgleichszahlungen 

setzen diese Fördermaßnahme schlank um. NRW gewährt einen Ausgleich für rechtsverbindliche 

Einschränkungen innerhalb von Natura­2000­Gebieten und zwar gestaffelt nach Schutzauswei­

sung/ Bewirtschaftungseinschränkungen und zusätzlichen Bewirtschaftungs­ und Betriebsent­

wicklungen (ausschließlich auf Grünland). In SH fokussiert die Förderung ebenfalls auf Grünland. 

Honoriert werden grünlandschonende Bodenbearbeitungsverfahren. Die Prämienzahlung ist nur 

nach Natura 2000 und ausgewählten EU­Vogelschutzgebieten gestaffelt. 

5 Interventionstypen 

Kategorisiert wurden die Fördermaßnahmen nach fünf verschiedenen Interventionstypen15: 

� Nicht produktive Investitionen von Privaten (z. B. Dorferneuerungsmaßnahmen von Privat­

personen), 

� öffentliche Investitionen (v. a. Infrastruktur), 

� einzelbetriebliche Investitionen, 

� Kapazitätsaufbau/Humankapital/Vernetzung/Planung, 

� Flächen­/Tierprämien. 

15  Die Zuordnung wurde bei Maßnahmen, die verschiedene Interventionstypen beinhalten, nach dem Interventionstyp 

vorgenommen, auf den nach unserer Schätzung die meisten Fördermittel entfallen. Damit werden insbesondere nicht 

produktive Maßnahmen von Privaten oder Humankapitalinvestitionen eher unterschätzt, da diese oftmals nur einen 

kleinen Ausschnitt einer größeren Fördermaßnahme darstellen. 
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Tabelle 12: Verteilung der öffentlichen Mittel nach Interventionstypen in den vier Länder­

programmen (in Prozent von Gesamt)

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

Die beiden wichtigsten Interventionstypen sind öffentliche Investitionen und Flächen­/ Tierprä­

mien. Die Gewichte in den Länderprogrammen sind unterschiedlich. In den nördlichen Program­

men dominieren die finanzstarken Küsten­ und Hochwasserschutzmaßnahmen in starkem Maße 

das Bild, daher der Schwerpunkt auf öffentlichen Investitionen. 

6 Zielgruppen 

Klassifiziert wurden die Fördermaßnahmen nach den erwarteten überwiegenden Arten der För­

dermittelempfänger bzw. Antragstellenden (gemessen an der Anzahl der Förderfälle) (siehe Ab­

bildung 25). 

Sehr deutlich lassen sich die Unterschiede in der sektoralen Ausrichtung der Programme erken­

nen. Sowohl HE wie auch NRW setzen einen starken Fokus auf Fördermaßnahmen, die sich an 

Landwirte richten. Waldbesitzer finden sich in geringem Umfang in den Programmen, die forst­

wirtschaftliche Förderung anbieten. Eine überwiegend auf Unternehmen außerhalb der Land­

wirtschaft ausgerichtete Förderung findet in allen Programmen nur in geringem Umfang statt. 

Kommunen/Körperschaften des öffentlichen Rechts sind mit Ausnahme des NRW­Programms 

Ländlicher Raum eine wesentliche Zielgruppe der EPLR.  

Bei Fördermaßnahmen, die ungefähr rund zehn Prozent der Programmittel auf sich vereinen, 

wird sich erst im Laufe der Umsetzung herausstellen, welche Zielgruppen in stärkerem Maße an 

der Förderung teilnehmen. Dies gilt beispielsweise für LEADER. Ein ausschlaggebender Aspekt 

wird die Frage der Verfügbarkeit von Eigenmitteln und Kofinanzierungsmitteln sein. 



42   5­Länder­Evaluation 1/16 

Abbildung 25: Verteilung der öffentlichen Mittel nach der überwiegenden Art der Förder­

mittelempfänger bzw. Antragstellenden (gemessen an der Zahl der Förderfäl­

le)

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

7 Aspekte der Implementation 

Rahmenbedingungen und Ausgestaltung der Implementation umfassen viele Aspekte. An dieser 

Stelle wird nur ein Schlaglicht auf einige wenige Aspekte geworfen, die sich mit Hilfe von leicht zu 

erfassenden Indikatoren abbilden lassen. 

7.1 Gebietskulissen 

Gebietskulissen stellen ein Instrument der räumlichen Steuerung dar. Unterschieden wurden ein 

horizontales Angebot (ohne Gebietskulisse), Gebietskulissen nach Ressourcenschutzaspekten 

(Natura 2000, WRRL, sonstige Umweltkulissen) und sonstige Gebietskulissen (v. a. Gebietskulisse 

ländlicher Raum). 

Zwischen 50 und 60 % der Mittel entfallen auf Fördermaßnahmen ohne Gebietskulisse. Die übri­

gen Mittel fließen in Fördermaßnahmen mit unterschiedlichen Kulissen, wobei insbesondere die 

Gebietskulisse ländlicher Raum häufig noch mit einer kleinteiligeren räumlichen Steuerung unter­

legt ist (z. B. LEADER­Regionen oder Dorferneuerungsschwerpunkte).  
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Abbildung 26: Verteilung der öffentlichen Mittel1) nach Gebietskulissen und Länderpro­

grammen

1) ohne Altverpflichtungen. 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Finanzpläne der Länder. 

Kritisch angemerkt werden muss, dass gemäß der Vorgaben der EU bzw. der Interpretation des 

Juristischen Dienstes die Teilmaßnahmen der Maßnahme 7 nur in der Gebietskulisse ländlicher 

Raum angeboten werden können. Dies gilt auch für alle Teilmaßnahmen, die mit einem klaren 

Umweltfokus programmiert wurden. Gebietskulissen müssen sich u. E. aber nach der Zielsetzung 

der Maßnahme ausrichten. Es handelt sich um einen Konstruktionsfehler in der ELER­

Verordnung, analog zur Nicht­Anrechenbarkeit der unter Maßnahme 7 programmierten Teilmaß­

nahmen für das Klimaziel im ELER. Diese Diskussion wurde schon in der vergangenen Programm­

periode für die Maßnahme 323 geführt. Mit dem Konzept der SPB wäre eigentlich die Möglichkeit 

gegeben, die Gebietskulissen an SPB zu binden und nicht an Maßnahmen. 

Die Betroffenheit in den Bundesländern ist unterschiedlich hoch, in Abhängigkeit der Ausdeh­

nung der Gebietskulisse ländlicher Raum.  

7.2 Vereinfachte Kostenoptionen (VKO) 

Aus Sicht der EU­KOM stellen die in der ESIF­Verordnung verankerten VKO ein wesentliches Ele­

ment dar, um die Verwaltungslasten beim Zuwendungsempfänger und den umsetzenden Verwal­

tungen zu reduzieren. Die EU­KOM sieht aber selbst, dass bei einer Abkehr vom Realkostenprin­

zip ein Umdenken in den Verwaltungen (v. a. auch seitens des Audit) erforderlich ist. Zudem ist 

die Erstinvestition hoch, die zur Erstellung der erforderlichen Referenzdaten notwendig ist.  

Die EU­KOM hat in Leitlinien einen Überblick gegeben, in welchen Maßnahmenbereichen aus 

ihrer Sicht überhaupt VKO zur Anwendung kommen können (EU­KOM, 2014, Anhang 3). Zahlun­
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gen, die in der ELER­Verordnung bereits unter Anwendung von Standardeinheitskosten (z. B. je 

Hektar oder je Vieheinheit) angegeben sind, wurden ausgeschlossen. Das betrifft alle Flächen­

maßnahmen, die in der folgenden Abbildung zusätzlich dargestellt werden. 

Abbildung 27 spiegelt teilweise auch erst beabsichtigte Entwicklungen wider, da für einige För­

dermaßnahmen die Möglichkeit der Anwendung von VKO erst noch geprüft werden muss, bevor 

eine Integration in die RL und in die Programme erfolgen kann. Es ist ersichtlich, dass bislang die 

VKO nur in sehr wenigen Fördermaßnahmen zum Einsatz kommen (sollen), klammert man die im 

Leitfaden (EU­KOM, 2014) nicht berücksichtigten flächen­ und tierbezogenen Fördermaßnahmen 

aus (in Abbildung 27 grau dargestellt). 

Abbildung 27: Vereinfachte Kostenoptionen in den Programmen in konkreter Planung oder 

umgesetzt (Stand 31.12.2015), in Abhängigkeit der ELER­Codes 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Programmplanungsdokumente und ergänzender Informationen. 

Es gibt eine starke Zurückhaltung gegenüber der Anwendung von VKO, z. T. auch auf Prüferfah­

rungen der Vorjahre zurückzuführen, wo beispielsweise die Anwendung von Pauschalen kritisch 

beurteilt wurde. Auch gibt es Beispiele, in denen z. B. Landesrechnungshöfe eine Rückkehr zum 

Realkostenprinzip einfordern (beispielsweise bei der Forst in Hessen). Es ist immer eine Abwä­

gung zu treffen zwischen dem Aufwand, der erforderlich ist, Pauschalen/Einheitskosten regelmä­

ßig zu überprüfen, und der Kostenersparnis und der Fehlervermeidung in der Umsetzung der 

Vorhaben. Bei Fördermaßnahmen mit wenigen Vorhaben und Fördermaßnahmen, die kaum 

standardisierbar sind, übersteigt dieser Aufwand die Ersparnis gegenüber dem Realkostenprinzip. 

Hinzu kommt, dass es schwierig ist, bei Fördermaßnahmen mit sehr heterogenen Vorhaben 

überhaupt Pauschalen festzulegen. Es besteht immer die Gefahr, dass Pauschalen zu gering ge­

setzt sind, und damit keine Anträge gestellt werden. Oder Pauschalen sind zu hoch angesetzt und 
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führen zu einer deutlichen Überkompensation. Je differenzierter aber Pauschalen gesetzt wer­

den, desto stärker sinkt der Vorteil gegenüber dem Realkostenprinzip. 

7.3 Antragstellung nur auf Papier 

E­Government ist neben der Nutzung der VKO ein wichtiger Ansatzpunkt aus Sicht der EU­KOM, 

um das Antragsverfahren für die ZuwendungsempfängerInnen zu vereinfachen. Solange aber die 

Möglichkeit einer elektronischen Signatur nicht besteht, muss selbst bei elektronischen Antrags­

verfahren, die im Flächenbereich fast zu 100 % angeboten werden, ein unterschriebenes Daten­

begleitblatt postalisch übermittelt werden. Ein Verfahren ohne Medienbruch existiert derzeit 

nicht. 

Von den elektronischen Antragsverfahren sind die elektronischen Anträge zu unterscheiden. Bei 

elektronischen Anträgen werden Formulare z. T. zum Ausfüllen am Bildschirm zur Verfügung ge­

stellt. Die ausgefüllten Formulare müssen ausgedruckt werden und sind bei der Bewilligungsstelle 

einzureichen. Im investiven Bereich überwiegt die Antragstellung auf Papier.  

Die Abrechnungsmodalitäten erfolgen weitgehend noch papiergestützt. Die Anerkennung elek­

tronischer Belege setzt voraus, dass Ausnahmen von der Landeshaushaltsordnung (LHO) zugelas­

sen werden. Die VB NRW hat daher den Fachreferaten beispielsweise einen Formulierungsvor­

schlag für die RL­Erstellung bzw. Anträge an die Hand gegeben: „Mir ist bekannt, dass der Bewilli­

gungsbehörde zum Nachweis der zuwendungsfähigen Ausgaben grundsätzlich Originalbelege 

vorzulegen sind und eine Anerkennung elektronisch archivierter Belege nur dann erfolgen kann, 

wenn das verwendete Dokumentenmanagementsystem den Anforderungen eines der in Anhang 

I Ziffer 3. B) der Verordnung VO (EG) Nr. 885/2006 aufgeführten internationalen Sicherheitsstan­

dards genügt und die Aufbewahrungsfrist gewährleistet wird.“ Mit dieser Formulierung wird es 

möglich sein, auch elektronische Belege anzuerkennen. 

Bei den Flächenmaßnahmen ist die EDV­Unterstützung sowohl für die Antragstellenden als auch 

die Verwaltungen ein entscheidender Aspekt zur Umsetzung der immer komplexer werdenden 

Anforderungen. Mit Ausnahme von Vertragsnaturschutzmaßnahmen in SH16 können alle AUKM 

inzwischen im Rahmen des Gemeinsamen Antrags (auch im elektronischen Antragsverfahren) 

beantragt werden. In NRW ist die Nutzung von ELAN­NRW für AUKM plus Ökolandbau auf die 

Auszahlungsanträge beschränkt (Voraussetzung ist eine papiergestützte Bewilligung). In NI/HB ist 

über ANDI auch die Erstantragstellung möglich. In welchem Umfang noch reine Papieranträge 

abgegeben werden, kann an dieser Stelle nicht eingeschätzt werden. Die künftigen Entwicklun­

16  Diese sind im Sammelantrag (Flächen­ und Nutzungsverzeichnis nur entsprechend zu kodieren). 
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gen hin zu geobasierten Anträgen werden der „Digitalisierung“ und der Abkehr von Papier im 

Bereich der Flächenmaßnahmen weiter Vorschub leisten. 

7.4 Bewilligungsstruktur 

Die Bewilligungsstruktur ist sehr unterschiedlich zwischen den Ländern und Fördermaßnahmen. 

Die Zahl der Bewilligungsstellen hat Einfluss auf die Umsetzungskosten einer Fördermaßnahme, 

wie beispielsweise der Vergleich der Umsetzungskosten im Vertragsnaturschutz zeigt (Fährmann, 

Grajewski und Reiter, 2014b). Viele Fördermaßnahmen werden daher zunehmend zentralisiert 

umgesetzt, um Kosten zu sparen. Präsent in der Fläche zu sein und einen intensiven Kontakt zu 

(potentiellen) ZuwendungsempfängerInnen zu pflegen, kann allerdings für die Akzeptanz und die 

Umsetzungsqualität von Vorhaben sehr wichtig sein. Es ist also eine Abwägung zwischen Zentrali­

tät und Dezentralität zu treffen. Ein weiterer Aspekt ist die erforderliche Homogenität des Ver­

waltungshandelns, die einfacher sicherzustellen ist, wenn die Bewilligungsstränge „aus einem 

Guss“ sind, also die Förderabwicklung innerhalb der Landesverwaltung oder zumindest im über­

tragenen Wirkungskreis erfolgt.  

Abbildung 28 gibt einen Überblick über die Anzahl der Bewilligungsstellen für ausgewählte För­

dermaßnahmen. Nicht berücksichtigt wurden zusätzliche antragsannehmende Stellen und weite­

re Beteiligte. 

Abbildung 28: Zahl der Bewilligungsstellen1) in ausgewählten Fördermaßnahmen

1) Auch wenn es formal nur eine Bewilligungsstelle gibt, wurden Außenstellen mit einbezogen, z. B. bei NI mit dem 

NLWKN (Geschäftsbereich V), wenn ihnen über die reine Antragsannahme hinausgehend eine Bewilligungsfunktion zu­

kommt.. 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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Abbildung 28 zeigt, dass in vielen Förderbereichen schon sehr stark zentralisiert wurde. In den 

Fachverwaltungen erfolgte in zahlreichen Reformen der Vergangenheit eine deutliche Reduzie­

rung von Standorten. Auch Schwerpunktämter wurden gebildet. In NRW wurden die Ämter für 

Agrarordnung aufgelöst und deren Aufgaben an die fünf Bezirksregierungen (Landesverwaltung) 

abgegeben, mit einer entsprechenden Zentralisierung. Auch bei den Landwirtschaftskammern, 

die in NRW und NI/HB stark in die Umsetzung involviert sind, hat der Kostendruck zu starken 

Konzentrationen geführt, gerade auch bei den Fördermaßnahmen, die nicht zwingend eine Prä­

senz in der Fläche erforderlich machen. 

Hessen dagegen weist bei vielen Förderbereichen auffällig viele Bewilligungsstellen auf. Hier zeigt 

sich deutlich die Pfadabhängigkeit einmal getroffener organisatorischer Entscheidungen. Auf­

grund der Kommunalisierung werden viele Fördermaßnahmen von den 16 Landräten bewilligt.  

Beim Vertragsnaturschutz in NRW wurde die Zuständigkeit für die Bewilligung an die Unteren 

Landschaftsbehörden (38) verlagert. Dies ist verbunden mit entsprechend hohen Implementa­

tionskosten, aber auch einer sehr qualifizierten Betreuung durch die Biologischen Stationen 

(Fährmann, Grajewski und Reiter, 2014b). 

Die Implementationskostenanalysen für die vorhergehenden EPLR haben gezeigt, dass nicht nur 

die Zahl der beteiligten Einheiten, sondern vor allem die Unterschiedlichkeit der an der Umset­

zung beteiligten Institutionen einen Einfluss auf die Umsetzungseffizienz haben kann. Dies hat 

damit zu tun, dass in den verschiedenen organisatorischen Strukturen Fach­ und Dienstaufsicht 

unterschiedlich geregelt sind und die Institutionen auch jeweils unterschiedlichen Interessen, 

normativen Orientierungen und Selbstverständnissen folgen. Je vielfältiger und unterschiedlicher 

die beteiligten Institutionen sind, desto schwieriger ist es, Reibungsverluste zu minimieren. 

Folgende Typen von Bewilligungsstellen von Fördermaßnahmen können unterschieden werden: 

� Fachverwaltung: LLUR (SH), NLWKN (NI), Landesbetrieb Wald und Holz (NRW), LKN (SH), 

LANUV (NRW), Ämter für Bodenmanagement (HE), Fachreferate (SH), ArL (NI) 

� Landesverwaltung: Bezirksregierungen (NRW), Regierungspräsidien (HE), 

� Landwirtschaftskammern (NRW, NI), 

� Kommunale Verwaltungsträger im eigenen Wirkungskreis (in HE Landkreise), 

� Kommunale Verwaltungsträger im übertragenen Wirkungskreis (Untere Landschaftsbehör­

den) (NRW), 

� Externe Dienstleister: WIBank (HE), Landgesellschaft (SH), LWK SH. 

Die Bewilligungsstrukturen sind zwischen den Ländern sehr unterschiedlich. In Hessen wird das 

Gros der öffentlichen Mittel von den Landkreisen bewilligt. In Kombination mit der Zahlstellen­

funktion, die in Gänze an die WIBank verlagert wurde, ist die Organisationsstruktur sehr an­

spruchsvoll und erfordert ein sehr gutes Schnittstellenmanagement. In der zurückliegenden För­
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derperiode konnte die Organisationsstruktur als ein Erklärungsgrund für die im Schnitt höheren 

Umsetzungskosten des Hessischen EPLR identifiziert werden (Fährmann, Grajewski und Reiter, 

2014a). PFEIL und das LPLR werden in großen Teilen von Institutionen der Fachverwaltung umge­

setzt. In NI/HB und NRW spielt die Landwirtschaftskammer eine große Rolle bei der Umsetzung 

der EPLR (vgl. Abbildung 29), in NRW hat der Direktor der LWK als Landesbeauftragter die Funk­

tion der Zahlstelle. Der Direktor der LWK NRW fungiert als Landesoberbehörde17. Damit hat NRW 

eine zentrale Funktion aus der Landesverwaltung/Ministerium ausgelagert und unter die Organi­

sationshoheit einer anderen Institution gestellt. In NI/HB ist die Landwirtschaftskammer im über­

tragenen Wirkungskreis als Teil der Zahlstelle für viele Fördermaßnahmen Bewilligungsstelle. In 

SH ist die Landwirtschaftskammer für die Forstförderung zuständig, fungiert eher als externer 

Dienstleister. 

Abbildung 29: Bedeutung verschiedener Institutionentypen in der Bewilligung von EPLR­

Fördermaßnahmen

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage der Detailfinanztabellen. 

17  Die Direktorin oder der Direktor der Landwirtschaftskammer nimmt die Aufgaben als Landesbeauftragte oder Landes­

beauftragter (§ 6 Abs. 2 des Landesorganisationsgesetzes ­ Landesoberbehörde) wahr und ist in dieser Eigenschaft aus­

schließlich dem Ministerium verantwortlich. Die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlichen Dienstkräfte und Einrich­

tungen sind von der Landwirtschaftskammer zur Verfügung zu stellen. 
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8 Zusammenfassung 

Finanzielle Struktur der Programme 

Im Kontext der 5­Länder­Evaluation haben NI/HB das Programm mit den meisten Programmmit­

teln18. NRW liegt im Mittelfeld, während SH und HE zu den Programmen mit geringerer Finanz­

ausstattung gehören. Berücksichtigt man nur die ELER­Mittel plus die erforderliche nationale Ko­

finanzierung, dann sind die vier Programme im Bundesvergleich die einzigen, die gegenüber der 

Vorperiode mehr Mittel einsetzen. Dies ist insbesondere auf die Höhe der Umschichtungsmittel 

von der 1. in die 2. Säule zurückzuführen. Die NRR spielt eine wichtige Rolle als beihilferechtliche 

Grundlage und über die Verknüpfung zur GAK auch als Kofinanzierungsquelle. Zwischen 70 % (SH) 

und 86 % (HE) der öffentlichen Mittel sind für Fördermaßnahmen vorgesehen, die ganz oder teil­

weise auf der Grundlage der NRR umgesetzt werden. Im Vergleich zu den beiden anderen ESI­

Fonds EFRE und ESF kommt dem ELER in SH die höchste relative Bedeutung zu (51 %). In NRW ist 

der ELER­Anteil mit 27 % am geringsten (gemessen an den öffentlichen Mitteln ohne private Ko­

finanzierungsmittel im EFRE/ESF). 

Maßnahmen 

In der Gesamtbetrachtung der Programme werden die meisten öffentlichen Mittel für Maßnah­

men des Küsten­ und Hochwasserschutzes (5), für Basisdienstleistungen und Dorferneuerung in 

ländlichen Gebieten (7), für Investitionen in materielle Vermögenswerte (4) und Agrarumwelt­ 

und Klimamaßnahmen (10) eingeplant. Die Programme setzen unterschiedliche Schwerpunkte. 

Die Programme von NI/HB und SH sind stark durch den Küsten­ und Hochwasserschutz geprägt. 

NRW setzt einen deutlichen Schwerpunkt auf Umweltmaßnahmen, HE auf Umwelt und ländliche 

Entwicklung. 

Teilmaßnahmen 

Das Teilmaßnahmenspektrum, das die ELER­Verordnung anbietet, ist in den Länderprogrammen 

in unterschiedlichem Umfang und mit unterschiedlichen finanziellen Gewichtungen program­

miert. Es gibt eine klare finanzielle Schwerpunktsetzung auf ausgewählte Teilmaßnahmen. In HE 

entfallen die meisten Mittel auf folgende drei Teilmaßnahmen: Ökolandbau (11.1/11.2), AGZ 

(13.1/13.2) und AFP. In PFEIL stehen Küsten­ und Hochwasserschutz (5.1) an erster Stelle, gefolgt 

von den AUKM (10.1) und Dorferneuerung. NRW hingegen setzt einen deutlichen Schwerpunkt 

auf Flächenmaßnahmen (AUKM, Ökolandbau), gefolgt vom AFP. In SH überragen Küsten­ und 

Hochwasserschutz alle anderen Teilmaßnahmen noch deutlicher als in NI/HB. Mit weitem Ab­

stand folgen die AUKM und LEADER.  

18  Im bundesdeutschen Vergleich verfügt nur Bayern über ein höheres Programmvolumen. 
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Kontinuität oder Wandel 

Neue Fördermaßnahmen wurden in die Programme aufgenommen, beispielsweise im Bereich 

der Maßnahme 16 (Innovation und Zusammenarbeit). Weitere schon vorher mit EU­

Kofinanzierung angebotene Fördermaßnahmen wurden inhaltlich weiterentwickelt, z. B. über 

neue Förderkriterien, ­gegenstände oder Projektauswahlkriterien. Mehr als die Hälfte der öffent­

lichen Mittel ist allerdings für Fördermaßnahmen vorgesehen, die es schon im Vorgängerpro­

gramm mehr oder wenig unverändert gab. Kontinuität ist dann sinnvoll, wenn die Förderung ziel­

gerichtet ist und einen Problemlösungsbeitrag leistet. Es gibt aber auch Fördermaßnahmen, die 

eine lange Förderkontinuität aufweisen und deren Interventionslogik seitens des Evaluators kri­

tisch zu hinterfragen ist. Entsprechende Hinweise, z. B. zur Ausgleichszulage, gab es auch schon in 

den zurückliegenden Evaluationen und den Ex­ante­Bewertungen. 

Finanzielle Ausstattung im Vergleich der Förderperioden 

Clustert man die Fördermaßnahmen der beiden Förderperioden 2007 bis 2013 und 2014 bis 2020 

zu Maßnahmengruppen, so erkennt man Verschiebungen (ohne Berücksichtigung der top­ups). 

Mit Ausnahme von HE wird in allen Programmen mehr Geld für Bildung, Beratung und Zusam­

menarbeit eingeplant. Unternehmensinvestitionen erfahren in allen Programmen eine Mittelkür­

zung, am deutlichsten in NI/HB. Mit Ausnahme von NRW werden die Mittelansätze im Bereich 

Flurbereinigung/Wegebau in allen Programmen zurückgefahren. Hochwasser­ und Küstenschutz 

halten ihre Finanzansätze nahezu konstant. Der Mittelansatz für die AGZ wird in HE, NRW und SH 

aufgrund der geänderten Förderkonditionen (neue Abgrenzung) bzw. finanztechnischen Festle­

gungen (top­up­Finanzierung in HE) abgesenkt, während er in NI/HB mehr als verdoppelt wird 

(AGZ wurde in NI/HB erst 2010 wiedereingeführt). Die Forstförderung erfährt in NRW eine deutli­

che Aufwertung. Der Breitbandausbau soll nun in allen Programmen stärker berücksichtigt wer­

den. Andere Investitionen, dazu gehören beispielsweise Dorferneuerung oder investiver Natur­

schutz, legen finanziell zu. Deutlich mehr Mittel in der Summe der Programme, dies korrespon­

diert auch mit der größeren Zahl an LEADER­Gruppen, werden für LEADER zur Verfügung gestellt. 

Prioritäten und Schwerpunktbereiche 

Neu ist der Programmierungsansatz nach Prioritäten und SPB. Über alle Programme entfallen auf 

die Priorität 4 „Umwelt“ mit 35 % die meisten öffentlichen Mittel. An zweiter Stelle folgen mit 

einem Viertel der öffentlichen Mittel die der Priorität 6 zugeordneten ländlichen Entwicklungs­

maßnahmen. Priorität 3 folgt mit 22 % der öffentlichen Mittel, was in erster Linie auf die sehr 

finanzstarken Küsten­ und Hochwasserschutzmaßnahmen in NI/HB und SH zurückzuführen ist. Im 

Vergleich zur Vorperiode haben sich die Prioritäten in den Programmen z. T. deutlich verschoben. 

Deutliche Änderungen sind in Hessen erkennbar durch die Verlagerung der AUKM in die nationa­

le Förderung und den deutlichen Zuwachs in der Priorität 6 „Ländliche Entwicklung“. In NI/HB hat 

die Priorität 2 „Wettbewerbsfähigkeit“ deutlich an Bedeutung verloren. In den beiden anderen 

Bundesländern sind die Programme hinsichtlich ihrer grundsätzlichen Ausrichtung weitgehend 

konstant geblieben. Über alle Programme sind der SPB 4A Biodiversität, 6B Lokale Entwicklung, 
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3B Küsten­ und Hochwasserschutz und 2A Wettbewerbsfähigkeit mit den meisten Mitteln ausge­

stattet. 

Agrarumwelt­ und Klimamaßnahmen, Ökolandbau und Natura­2000­Ausgleichszahlungen 

Ein spezifischer Blick wurde auf die flächenbezogene Förderung geworfen: AUKM, Ökolandbau 

und Natura­2000­Ausgleichszahlungen. Rund ein Viertel der öffentlichen Mittel sollen für diese 

Fördermaßnahmen verausgabt werden. Die NNR hat als beihilferechtliche und finanzielle Grund­

lage ein großes Gewicht; Ökolandbau und der Anbau vielfältiger Kulturen sind sehr flächenstarke 

NRR­Maßnahmen. Der Trend hin zu stärker auf Acker bezogenen Fördermaßnahmen setzt sich 

fort; insbesondere in PFEIL kommen in größerem Umfang auch die vielfältigen Streifenmaßnah­

men zur Anwendung. Der Vertragsnaturschutz stellt den wesentlichen Teil der Nicht­NRR­

Maßnahmen. Insbesondere in SH kommt dem Vertragsnaturschutz finanziell eine herausragende 

Bedeutung zu. Der Vertragsnaturschutz richtet sich in der Regel an abgegrenzte, naturschutzfach­

lich wertvolle Gebietskulissen. Daher ist der Anteil der Förderflächen an der Acker­, Grünland­, 

oder Dauerkulturfläche in SH auch am geringsten. Die größte flächenbezogene Bedeutung haben 

AUKM und Ökolandbau in NRW. Biodiversitätsziele bei den AUKM stehen im Vordergrund. Dies 

ist auch darauf zurückzuführen, dass insbesondere Wasserschutzmaßnahmen außerhalb der EPLR 

rein national umgesetzt werden. Biodiversitätsmaßnahmen sind insgesamt teurer als Förder­

maßnahmen, die auf abiotische Ressourcen abzielen. Ausgleichszahlungen für Bewirtschaftungs­

einschränkungen im Rahmen von Natura 2000 werden nur noch in den Bundesländern NRW und 

SH im Rahmen ihrer EPLR gewährt. NI/HB und HE haben sich entschieden, diese Ausgleichzahlun­

gen künftig rein national zu finanzieren. 

Interventionslogik und Zielgruppen 

Kategorisiert man die Fördermaßnahmen nach ihrer Interventionslogik, so sind die meisten Mit­

tel für öffentliche Investitionen gefolgt von Flächen­ und Tierprämien vorgesehen. Daraus resul­

tieren auch zwei wesentliche Gruppen von ZuwendungsempfängerInnen, nämlich Kommu­

nen/Körperschaften des öffentlichen Rechts und Landwirte. In den Programmen, in denen Küs­

ten­ und Hochwasserschutz eine zentrale Rolle einnehmen, dominieren erstere, in den anderen 

letztere. 

Implementation 

Die Ausgestaltung der Implementation hat auch einen Einfluss auf die Effektivität der Förder­

maßnahmen und die Umsetzungseffizienz. Gebietskulissen als ein Instrument der räumlichen 

Steuerung werden bei rund 58 % der öffentlichen Mittel angewendet, die übrigen Mittel unter­

liegen unterschiedlich begründeten räumlichen Abgrenzungen (Umweltkulissen, ländlicher 

Raum). Der Einsatz Vereinfachter Kostenoptionen (VKO), der von der EU­KOM mit Blick auf die 

Umsetzungseffizienz propagiert wird, wird in den Programmen bislang nur sehr verhalten ge­

nutzt; für einige Maßnahmen läuft die Diskussion noch. Diese Zurückhaltung lässt sich auch be­

gründen in einer Abwägung zwischen dem Aufwand, der für die Implementation von VKO und 

das erforderliche Nachhalten erforderlich ist, und der dadurch zu erzielenden Einsparung. Der 
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Ausbau von E­Government, der von der EU­KOM ebenfalls favorisiert wird, ist im Flächenbereich 

durch die Kopplung des Antragsverfahrens an die 1. Säule zunehmend Standard. Im investiven 

Bereich wird aufgrund der wenig standardisierbaren Vorhaben weiterhin der Papierantrag ver­

wendet, da schon für digitale Anträge und auch für die Abrechnung derzeit noch viele Hindernis­

se bestehen. Die Bewilligungsstruktur ist weitgehend stabil geblieben. Reformen in den zurück­

liegenden Jahren bestimmen auch jetzt noch die Umsetzungsstruktur, z. B. die Kommunalisierung 

in HE, die Auflösung der Bezirksregierungen in Niedersachsen oder die Auflösung der Fachverwal­

tungen in NRW. In HE werden die meisten Mittel über die Landkreise umgesetzt, in NI/HB und SH 

über die Fachverwaltungen, in NRW über die Landwirtschaftskammer in der Funktion als Zahlstel­

le.  
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Anhang 

Tabelle A1: Entsprechungstabelle

Kategorie Maßnahmencodes in der Förderperiode 

2007 ­ 2013 2014 ­ 2020 

Bildung, Beratung 111, 114, 115, 331, 323 (teilw.) 1, 2 

Kooperation 124, 341 16 

Unternehmensinvestitionen 112, 113, 121, 123, 311 4.1, 4.2, 6.4 

Flurbereinigung, Wegebau 125 4.3 

Hochwasser­ und Küstenschutz 126 5 

Ausgleichszulage 211, 212 13 

Flächenmaßnahmen 213, 214 10, 11, 12.1 

Tierschutz 215 14 

Forstmaßnahmen 122, 221 ­ 227 8, 12.2, 15 

Breitbandinfrastruktur 321 (teilw.) 7.3 

Andere Investitionen 216, 312, 313, 321 (teilw.), 322, 323 4.4, 7.1, 7.2, 7.4 ­ 7.7 

LEADER 411 ­ 431 19 

Technische Hilfe 511 20 


